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Der 

staatssozialistische Charakter der Sozialdemokratie. 

Von 

FERDINAND DOMELA NIEUWENHUIS. 

li 

Als ich vor einigen Jahren meine Ideen über Sozialismus und 
Anarchismus in einem größeren historischen Werke niederlegte, 
glaubte ich zunächst, alles darüber gesagt zu haben 1 ). Das 
Werk ist später auch in dieser Zeitschrift einer ausführlichen Be¬ 
sprechung unterzogen worden und der Besprecher, Prof. Robert 
Michels in Marburg (jetzt in Turin) hat denn auch mit seinem Lobe 
nicht zurückgehalten *). Daß sich da auch mancher Tadel hinein¬ 
mischte, ist nicht verwunderlich. Mancher Tadel berührt mich 
sogar wie Lob. Wenn Michels z. B. sagt, es fehle meinem Werk 
»an jeder Vertiefung«, so erachte ich gerade diese Tatsache als 
sein größtes Verdienst, denn mein Werk sollte allgemeinverständlich 
sein und der wissenschaftliche Jargon, der in den Lesern den 
Glauben an die Tiefgründlichkeit des Verfassers erwecken soll, 
macht die meisten Bücher ungenießbar. 

Andere Aussetzungen Michels an meinem Werke erklären 
sich aus der Verschiedenheit der Anschauungen in mehreren 
Fragen. Aber unter den Stellen meines Werkes, an denen Mi¬ 
chels Aussetzungen zu machen hatte, befinden sich doch einige 
von besonderem Belang und es dürfte zweckdienlich und nützlich 
sein, diese Stellen einmal gründlich zu besprechen und mit aller 
Objektivität die strittigen Tatsachen .festzustellen, umsomehr als 

') S. mein, Buch: »Geschiedenis von het Socialisme«. Amsterdam 1901 bis 
1902. 3 Bde. S. L. van Looy. 

*) Robert Michels: »Zur Geschichte des Sozialismus.« Literatur, im 
Archiv f. Sozial«-., Bd XXIII. s. p. 806—812. 
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es mir selber nachträglich scheint, daß ich sic in meiner Geschichte 
nicht ausführlich genug behandelt habe. 

Das gilt namentlich für die Frage, ob und inwiefern i. Marx, 
2. als seine Schülerin, die deutsche Sozialdemokratie und 3. 
als wiederum deren Schülerin, die gesamte sozialdemokratisch¬ 
parlamentarische Internationale in den verschiedenen lindern, 
die sich ja bekanntlich überall nach deutschem Modell geformt 
hat, als Anhänger des Staatssozialismus angesehen wer¬ 
den können. 

In meinem Buche habe ich Karl Marx zusammen mit Louis 
Blanc, Rodbertus und Lassalle derselben — staatssozialistischen — 
Gruppe zugezählt. Es war mir von vornherein klar, daß diese 
Rubrizierung Widerspruch erwecken würde. Aber ich möchte 
doch auch heute noch diese Klassifizierung aufrecht erhalten und 
glaube annehmen zu dürfen, daß sich die künftigen Historiker 
der sozialistischen Bewegung ausnahmslos meiner Meinung an¬ 
schließen werden. 

Ich selber glaube aussprechen zu können, daß ich mit 
meinem Buch zur Beseitigung der gegenteiligen falschen Auf¬ 
fassung des Marxismus beigetragen habe, — darin besteht viel¬ 
leicht sogar mein Hauptverdienst. Meine Geschichte des So¬ 
zialismus ist die erste, in der Marx seinen richtigen Platz erhalten 
hat. Aber gerade hiergegen wendet sich Robert Michels mit 
aller Schärfe, wenn auch nicht unter Außerachtlassung der nö¬ 
tigen Vorsicht, indem er sagt: »Die — aus seiner Vergangenheit 
subjektiv berechtigte — Abneigung gegen alles, was mit der 
deutschen Sozialdemokratie zusammenhängt, verführt Nieuwen¬ 
huis auch zu einer irrigen Beurteilung des Marxismus. Nieuwen¬ 
huis verweist ihn einfach in die Rubrik des Staatssozialismus. 
Das ist zum mindesten mißverständlich. Der sozialistische 
»Staats«Sozialismus als System ist nur unter der Hypothese einer 
bereits gewonnenen sozialistischen Gesellschaft, also des Zu¬ 
sammenschrumpfens des »Staates« selber, begreiflich, was freilich 
nicht ausschließt, daß sozialistische Parteien der Gegenwart viel¬ 
fach allerdings in ihrer taktischen Politik mutig drauf los abso¬ 
luten Staatssozialismus treiben. Aber diese Taktik ist eine Ab¬ 
irrung von Marx hinw r eg und keine Abirrung des Marxismus 
als Gedankenwelt — die philologisch genaueren Italiener würden 
sagen una aberrazione d a Marx, c non una aberrazionc d i 
Marx.« 
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Ich hätte cs gerne gesehn, wenn Michels sich hier deutlicher 
ausgesprochen haben würde. Michels leugnet nicht direkt, daß 
Marx Staatssozialist war, aber diese Behauptung ist ihm doch 
zum mindesten mißverständlich. Er geht nicht näher auf seine Be¬ 
hauptung ein und bemerkt nur nebenbei, daß der Staatssozialismus 
der Sozialdemokraten von der Voraussetzung einer > bereits ge¬ 
wonnenen sozialistischen Gesellschaft« ausgehe — was ich leugne — 
und erkennt dann ausdrücklich an, daß die sozialdemokrati¬ 
schen Parteien in ihrer taktischen Politik allerdings unzweifelhaft 
sich von staatssozialistischen Ideen leiten lassen. Das nennt er 
eine »Abirrung von Marx«. Mir will es hingegen scheinen, daß 
der Staatssozialismus, weit davon entfernt, eine Abirrung von Marx 
hinweg zu sein, geradezu die Durchführung des Marxismus, die 
Konsequenz des Marxismus ist. 

Bevor ich diese These erhärte, will ich noch versuchen, ein 
Mißverständnis zu beseitigen. Man hat behauptet, daß ich ein 
Gegner der Sozialdemokratie sei und daß diese Gegnerschaft 
ihren Ursprung habe in den persönlichen Erfahrungen, die ich 
mit den Führern der deutschen Arbeiterpartei gemacht habe. 
Ich will gern zugeben, daß diese Erfahrungen nicht angenehmer 
Natur waren. Aber das hat gamichts mit meinen sachlichen Ur¬ 
teilen zu tun. Diese sind ganz unabhängig. In Parenthese sei üb¬ 
rigens bemerkt, daß selbst Michels davon spricht, meine Vorein¬ 
genommenheit sei »aus seiner Vergangenheit subjektiv berechtigt«. 
Ich erkläre daraufhin, daß ich der deutschen Sozialdemokratie aller¬ 
dings ohne weiteres besonders gram bin. Gerade weil ich ihr geistig 
so viel verdanke, erfüllt es mich mit Trauer, zu sehen, wie diese 
Bewegung allmählich immer tiefer und tiefer sinkt. Als das 
Sozialistengesetz zu Fall kam, bin ich der erste gewesen, mit in 
den Jubel einzustimmen und habe cs Liebknecht nachgesprochen, 
daß die Sozialdemokratie in Deutschland so stark sei, daß 
selbst ein Bismarck sich an ihr die Zähne ausbeißen mußte. 
Später habe ich dann einsehen müssen, daß das alles nichts als 
Prahlerei war. In Wirklichkeit bedeutete die Abschaffung des 
Sozialistengesetzes nichts weniger als einen Sieg der Sozialdemo¬ 
kratie über die Regierung. Im Gegenteil, dieses Gesetz konnte ab¬ 
geschafft werden, weil die Regierung dank seiner ihren Zweck er¬ 
reicht und die Sozialdemokratie par force auf die legale Bahn ge¬ 
lenkt hatte, sodaß man ruhig hätte sagen können, daß sie zum zweiten 
Male mit dieser Partei Theater gespielt und Shakespeare s Stück 
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»Der Widerspenstigen Zähmunge aufgeführt habe. Nur Bismarck, 
der das Gesetz gerne noch weiter verlängert gesehen hätte, nicht 
aber die deutsche Regierung, war geschlagen. Also die bürger¬ 
liche Kurzsichtigkeit, nicht die bürgerliche Einsicht, in deren In¬ 
teresse die Abschaffung gelegen war. Wenn ich heute der deutschen 
Sozialdemokratie anders gegenüberstehc als früher, so ist daran 
auch der Brief von Marx an Bracke, in dem er das Programm 
von Gotha einer abfälligen Kritik unterzog und der dann längere 
Jahre von den Führern der Partei unterschlagen worden ist, mit 
Ursache. Ich habe dabei gesehen, wie unehrlich die Führer 
dieser Partei sind, die alle Welt, das Inland wie das Ausland, in 
dem Wahn gelassen haben, daß Marx der autor intellectualis 
des Programms sei, sowie auch, wie merkwürdig bei dieser Gelegen¬ 
heit das Benehmen von Marx und Engels selbst war, die, wahr¬ 
scheinlich um die Parteiführer zu schonen, durch ihr Schweigen den 
Wahn aufrecht erhalten haben. Auf diese Weise schwand mein 
Vertrauen zu Marx und Engels, zu denen ich lange ehrfurchtsvoll 
aufgesehen hatte, und zu den Leitern der Partei, mit denen ich in 
jahrelanger persönlicher Freundschaft gelebt hatte. 

Daß P'erdinand Lassalle Staatssozialist war, wird wohl von 
keiner Seite bestritten. Aber auch die Partei, aus welchen Grün¬ 
den kann uns hier gleichgültig sein, selber ist fünfzehn Jahre lang 
durch die Aufnahme des Programmpunktes der »Errichtung von 
Produktivgenossenschaften mit Staatshilfe unter der demokra¬ 
tischen Kontrolle des arbeitenden Volkes« staatssozialistisch ge¬ 
wesen, und zwar mit Erlaubnis von Marx und Engels. Ersterer 
selbst schrieb in seinem erwähnten Briefe an Bracke unter dem 
5. Mai 1875: »Es ist meine Pflicht, ein nach meiner Uebcrzeugung 
durchaus verwerfliches und die Partei demoralisierendes Pro¬ 
gramm auch nicht durch diplomatisches Stillschweigen anzuer¬ 
kennen« ! *) Und doch bewahrte Karl Marx dann selber dieses 
»diplomatische Stillschweigen« bis zu seinem Tode, und wenn 
Engels den Brief nicht endlich, und zwar gegen den Willen der 
Parteiführer, insbesondere Bebels, der sich sehr lebhaft dagegen 
aussprach, in der »Neuen Zeit« veröffentlicht hätte, dann wüßten 
wir heute noch nicht, wie Marx zum Gothaer Programm gestan¬ 
den hat. Wenn Liebknecht mit seinem Ausspruch Hecht hat, 
daß »Sozialdemokratie und Staatssozialismus unversöhnliche 

•) K. Marx: »Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei.« 
(1875). Neue Zeit. IX. Jahrg.. I. Bd.. p. 568 ff. 
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Gegensätze« sind 4 ), dann hat also unter seiner Mitwirkung die 
deutsche Sozialdemokratie fünfzehn Jahre lang in > unversöhn¬ 
lichem Gegensatz« mit sich selbst gelebt. Es ist also unleugbar 
»something rotten in the State of Denmark«. Daher geht es 
denn auch dieser Partei heute ähnlich wie weiland Till Eulen¬ 
spiegel, der auch zum Schluß nirgends mehr Achtung findet 
und von dem die Leute sagten: »Der hat’s aber auch danach 
getrieben«! 

* * 

• 

Ich muß nun dem Leser von vornherein sagen, daß die Be¬ 
weisführung meiner These breit und vielleicht, durch die vielen 
Zitate, ermüdend sein wird. Aber vor gewissen Notwendigkeiten 
darf man nicht aus ästhetischen Gründen zurückschrecken. 

Ich will also den Beweis dafür antreten, daß ich Recht hatte, 
den Marxismus und die Sozialdemokratie der staatssozialistischcn 
Gruppe zuzurechnen. 

Vor allen Dingen scheint es mir nötig, eine klare Definition 
des Begriffes »Staatssozialismus« zu finden. Leider geht es die¬ 
sem Begriff so wie vielen anderen: es ist schwer, für ihn eine 
feste wissenschaftliche Grundlage zu erhalten. 

In Meyers Konversations-Lexikon fand ich: 

»Staatssozialismus, diejenige soziale Richtung, welche unter 
Befestigung der Machtstellung der Monarchie von der letzteren . 
eine Hebung der Lage der Arbeiter, insbesondere aber eine 
Einschränkung der Herrschaft der Bourgeoisie und des beweg¬ 
lichen Kapitals erwartet«. 

In Brockhaus Konversations-Lexikon: 

»Der Kathedersozialismus und Staatssozialismus (Adolf Wag¬ 
ner usw.) ist keine Abart des Sozialismus, ebenso wenig wie der 
Anarchismus (Stirner, Bakunin usw.). Der Anarchismus zielt 
auf Beseitigung jedes Rechtszwanges und jeder Rechtsordnung 
ab, während der Sozialismus eine radikale Umänderung, also eine 
gänzlich neue Rechtsordnung fordert«. 

Dann werden allerlei Begriffe besprochen, die mit der Sache 
selbst nichts zu tun haben. 

Unter dem Stichwort Adolf Wagner fand ich in diesem Lexi¬ 
kon folgendes: 

»In diesem seinem Hauptwerk — gemeint ist die Bearbei¬ 
tung einer neuen Auflage von K. H. Rau’s Lehrbuch der polit. 

*) Protokoll des Parteitags von Berlin 1S92, Verl. Vorwärts, p. 211. 
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Oekonomie — verfolgt W. eine Richtung, die er als sozial¬ 
rechtliche bezeichnet und in der er eine kritische und 
positive Auseinandersetzung mit dem neuen wissenschaftlichen 
Sozialismus (besonders Rodbertus und Marx) erstrebt. Er zeigt 
sich dabei den staatssozialistischcn Plänen günstig, so namentlich 
der Verstaatlichung der Eisenbahnen und des Versicherungs¬ 
wesens. Am schärfsten hat er seinen Standpunkt in dem Auf¬ 
satz »Finanzwissenschaft und Staatssozialismus« (in der Tübinger 
Zeitschrift 1887) und in der Broschüre »Mein Konflikt mit dem 
Freiherm von Stumm-Halberg (Berlin 95) dargelegt.« 

In der Encyclopaedia Britannica lese ich unter dem Wort Socia- 
lism die Rubrik »State socialism«, worin gesagt wird: 

»little can here be said of the State socialism of Bismarck, 
a very recent movement which has not yet had time to pass 
into history. Its leading principles were announced in an im¬ 
perial message to the Reichstag in Nov. 1881. Bcsides the re¬ 
pressive measures necessary to restrain the excesses of the social 
democracy the emperor dcclarcd that the hcaling of social cvils 
was to be sought in positive measures for the good of the wor¬ 
king man. The measures proposed were for the insurance of the 
workmen against accident, sickness, old agc and inability to work 
by arrangements undcr state control. »The finding of the right 
ways and means for this state protection of the working man 
is a difficult task but also one of the highest that concern every 
socicty, Standing on the ethical foundations of the Christian na¬ 
tional life«. The message then proceeds to speak of measures 
for »organising the life of the people in the form of corporative 
associations under the protection and furthcrancc ofthc state«, 
a clause which might be taken as an admission of the collec- 
tivist principles. As yet the imperial programme has only been 
partially realiscd. It will be obvious that such measures can be 
rightly appreciated only with reference to the general thcory and 
practice of Prussian government«. 

La Grande Encyclop6die sagt unter socialisme: 

»Rodbertus 6tait un grand proprictaire foncier prussien. 
Tandis que le marxisme est le type du socialisme d^mocratique 
international, le rodbertisme est le type du socialisme d’Etat con- 
servateur et national. Lassalle, dont la thöorie est un socialisme 
d'£tat d6mocratique et national, doit ä Rodbertus presquc toutes 
les th6orics economiques. Rodbertus comme Marx doit beaucoup 
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a Hegel. L'histoire pour Rodbertus comme pour Hegel est la 
realisation progressive du droit, et en accroissant par dögres le 
röle de l’Etat, cela accroit du meme coup la liberte de l’individu, 
Ic droit ideal que nous pouvons opposcr au droit positif d’au- 
jourdhui sc realisera certainemcnt, et il assurera ä la fois un 
accroissement du röle de l'Etat et un accroissement de la li¬ 
berte reelle des individus. Mais pour determiner en qucl scns 
doit se faire le progres juridique, il faut analyser ce qu'est 
aujourd'hui la vie economique et definir ce qu elle devrait etre 
pour devenir conforme au droit ideal .... 

»Non sculement Rodbertus condamne comme les Saint- 
Simoniens la plus-value et la rente au nom de la justice, mais il 
admet avec eux que la propriete privec a etc etablic par la force 
et que le salariat moderne est un reste de l'esclavagc antique 
et du servage feodal; avec les Saint-Simonicns cncore il admet 
que cette injustice ne pourrait disparaitre que dans un regime 
collectiviste, ou la propriete du sol et des instruments de pro- 
duction appartiendra ä l'Etat et oü l'Etat dirigera la produc- 
tion et la r£partition. Ce regime, cc n'est pas une Evolution 
democratique qui l’etablira, c'est le gouvernement liri-meme, et 
ce gouvernement sera cclui des Etats nationaux. Le collectivisme 
sera d’abord national; l'organisation internationale de l'humanit£ 
ne deviendra possible que plus tard . . . 

Pour permcttrc au salaire de croitre dans la meme Propor¬ 
tion que la rente, Rodbertus demande la fixation par l'Etat du 
prix du travail et des marchandiscs et l’etablissemcnt d une 
monnaie du travail«. 

I.aroussc schreibt im Grand Dictionnaire Universell 

^Les socialistes de la chair (Kathedersozialisten, qui sont 
quelquefois designes comme socialistes d’Etat) comprennent le 
droit de propriete tout autrement que les tfconomistes orthodoxes. 
Ceux-ci parlent de la propriete comme d'un droit absolu par- 
faitement defini et toujours identique. Ccux-lä pretendent, au 
contraire, que ce droit a revetu des formes tres differentes en rap- 
port avec les modes de production de chaque epoque; qu'il est 
ainsi appelö a subir de nouveaux changements; qu'il ne peut 
jamais etre considere comme absolu puis qu’il n’existc que dans 
l’interöt general et que, par consequent, on peut lui imposcr 
tolles limitations et tellcs formes qu’exige le progres de la 
civilisation, qui est sa raison d’etre. Les principaux des socia- 
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listes detat sont: Schmoller, Wagner, Nasse, Held, Sombart, Bren¬ 
tano, Engel, Schönberg etc. Frangais: Sismondi, Dupont-Whitec. 

Im Handbuch des Sozialismus von Dr. Stegmann und Dr. Hugo 
Lindemann findet man 6 ): 

»Der Staatssozialismus ist nach der Darstellung seiner Ver¬ 
teidiger keineswegs eine auf sozialistische Einflüsse zurückzu¬ 
führende Neuerung, sondern nichts anderes als die Wiederaufnahme 
und Weiterführung der bereits im preussischen Landrecht ausge¬ 
sprochenen Sozialpolitik der preußischen Könige. Die in Betracht 
kommenden Paragraphen des preußischen Landrechtes sind im 
II. Teil, 19. Titel: 

§ I. Dem Staat kommt es zu, für die Ernährung und Ver¬ 
pflegung derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt 
nicht selbst verschaffen können. 

§ 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, 
ihrer und der Ihrigen Unterhalt selbst zu verdienen, mangelt, 
sollen Arbeit, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß sind, an¬ 
gewiesen werden. 

§ 3. Diejenigen, die nur aus Trägheit, Liebe zum Müßiggang 
und anderen unordentlichen Neigungen, die Mittel, sich ihren 
Unterhalt zu verschaffen nicht anwenden wollen, sollen durch 
Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger Auf¬ 
sicht angehalten werden. 

§ 6. Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, Anstalten zu 
treffen, wodurch der Nahrungslosigkeit seiner Bürger vorgebeugt 
und der übertriebenen Verschwendung vorgebeugt wird. 

§ 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unter¬ 
halt auf andere Art nicht verschafft werden kann, muß die Poli¬ 
zeiobrigkeit eines jeden Ortes sich annehmen. 

Im »Deutschen Staatswörterbuch« von Bluntschli und Brater 
findet man so gut wie nichts über unsere Materie und in Em. Wurm’s 
Volkswörterbuch nur eine Kleinigkeit, die einer Rede auf dem 92er 
Parteitag der deutschen Sozialdemokratie entlehnt ist. Wenn 
wir nun einen Augenblick atemschöpfend in dieser Aufstellung 
einhalten und uns nach ihrem bisherigen Ergebnis fragen, so wird 
es sofort klar, daß der Begriff Staatssozialismus 1) noch überaus 
elastisch und schwankend ist, und 2) daß er in Deutschland in einem 
ganz anderen Sinne gebraucht wird als außerhalb dieses Landes. 


•) »Handbuch d. Soz.«, Zürich 1897, p. 781. 
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Denn wenn wir dem Begriff Staatssozialismus den Sinn unterlegen, 
der ihm in Meyers Konservationslexikon oder im Handbuch des 
Sozialismus gegeben wird, wäre es natürlich blanker Unsinn, 
Marx und die Seinen als Staatssozialisten bezeichnen zu wollen. 
Wenn man diese, mir allerdings völlig unzulässig scheinende, 
reindeutsche Definition bedenkt, begreift man beinahe, daß Kautsky 
die Behauptung aufstellen konnte, »der Staatssozialismus sei ein 
echt deutsches oder sagen wir besser preußisches Gewächs, nur er¬ 
klärlich durch die eigentümlichen Verhältnisse seiner Heimat«, und 
fortfährt: »Der Staat, der zu verstaatlichen hat, ist nach dieser Theorie 
der heutige preußische, dessen Gewalt womöglich noch verstärkt 
werden soll; es ist ein Staat, dessen Gewalt zwar unabhängig ist 
von den einzelnen Klassen, der aber doch das Interesse des 
Grundbesitzes als das höchste betrachtet, also der richtige Junker¬ 
staat«. Kein Wunder, daß er hierauf weiter die Worte folgen 
läßt: »Die Sozialdemokratie in Deutschland hat daher keine Ur¬ 
sache, mit den Verstaatlichungsprojekten des Staatssozialismus zu 
sympathisieren, möge dieser deren Durchführung von dem heutigen 
Staat oder dem Idealstaat des staatssozialistische Gedankens an 
sich fordern« •). 

Aber ein wissenschaftlicher Begriff kann und darf keine natio¬ 
nale Begrenzung dulden. Was sollte z. B. aus den Naturwissen¬ 
schaften werden, wenn jede Nation ihre Grundbegriffe anders 
auslegen wollte ? Das würde zum non plus ultra der Lächerlich¬ 
keit führen. Es ist daher hohe Zeit, auch den Begriff des Staatssozia¬ 
lismus international zu formulieren, damit ein Mißverständnis mehr 
aus dem Bereiche der Wissenschaft verschwindet. 

Der Begriff des Staatssozialismus liegt im Worte selbst ein¬ 
geschlossen. Das Wort ist zusammengestellt aus den zwei Wor¬ 
ten Staat und Sozialismus. Was Sozialismus bedeutet, weiß man. 
Es ist die Sozializierung bezw. Gemeinschaftlichmachung der 
Produktionsmittel. Fügt man dem das Wort Staat hinzu, so ist 
es klar, daß diese Beifügung sich auf die Körperschaft bezieht, 
welcher diese Sozialisierung zur Ausführung überlassen wird. 
Welchen Zweck man damit verfolgt und welche Konsequenzen 
diese Verquickung nach sich ziehen muß, das sind weitere Fragen, 
die zunächst mit der wissenschaftlichen Definition des Wortes 
nichts zu tun haben. 

Jeder weiß, was unter dem Worte Staat zu verstehen ist, 

•) Karl Kautsky in der Neuen Zeit, X. Jahrg., II. Bd., p. 710. 
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und wer es nicht wissen sollte, der fühlt es. Da wir auch wis¬ 
sen, was das Wort Sozialismus bedeutet, so ist es klar, daß wir 
auch wissen müssen, was Staatssozialismus ist. Wenn man sich 
für Verstaatlichung erklärt, ist es gar nicht nötig, sich dabei 
einen bestimmten Staat, der diese Verstaatlichung vomimmt, zu 
denken. Wenn der eine dabei an den Zukunftsstaat in Form 
der Abschaffung des gegenwärtigen Klassenstaats, der andere aber 
gerade an letzteren denkt, so kann daraus nur Verwirrung ent¬ 
stehen. Jeder Begriff muß scharf Umrissen sein, sonst hat er 
keinen Wert. Der Begriff hat das Vorhandensein eines stabilen 
Elementes zur Voraussetzung. Wenn ich z. B. von der Verstaat¬ 
lichung der Eisenbahnen spreche, so meine ich damit, daß der 
Staat die Eisenbahnen verwalten und ausnutzen soll. Da versteht 
jeder ohne weiteres, daß hier Staat im Sinne von Gegenwartsstaat 
gebraucht ist, und es wäre lächerlich, behaupten zu wollen, die 
Verstaatlichung dieses Betriebszweiges dürfe erst im Jahre 3000 
zugelassen werden. 

Unter Staatssozialismus ist also jedes System der Verstaat¬ 
lichung der Produktionsmitel zu verstehen, ohne sich dabei auf 
teleologische Fragen einzulassen, z. B. darauf, welchen Zweck der 
Verstaatlicher bei seiner Handlung verfolgte. 

Betrachten wir nun einmal die Definition, die Karl Marx 
dem Staatssozialismus gegeben hat, um daraus für unsere Streit¬ 
frage, ob wir ihn den Staatssozialisten zu Recht oder zu Unrecht 
zugczahlt haben, einen Schluß zu ziehen. 

Was lesen wir darüber in dem bekannten kommunistischen 
Manifest von Karl Marx und Friedrich Engels? 

»Für die fortgeschrittensten Länder werden die folgenden 
Maßregeln ziemlich allgemein in Anwendung kommen können: 

1. Expropriation des Grundeigentums und Verwendung der 
Grundrenten zu S/^w/iausgaben. 

2. Starke Progressivsteuer. 

3. Abschaffung des Erbrechts. 

4. Konfiskation des Eigentums aller Emigranten und Rebellen. 

5. Zentralisation des Kredits in den Händen des Staates 
durch eine Nationalbank mit StatfAfkapital und ausschließlichen 
Monopol. 

6. Zentralisation des Transportwesens in den Händen des 
Staates. 

7. Vermehrung der Nationalfabriken, Produktionsinstrumente, 
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Urbarmachung und Verbesserung der Ländereien nach einem ge¬ 
meinschaftlichen Plane. 

8. Gleicher Arbeitszwang für Alle, Errichtung industrieller 
Armeen, besonders für den Ackerbau. 

9. Vereinigung des Betriebs von Ackerbau und Industrie, 
Hinwirken auf die allmähliche Beseitigung des Unterschieds von 
Stadt und Land. 

10. Oeffentliche und unentgeltliche Erziehung aller Kinder, 
Beseitigung der Fabrikarbeit der Kinder in ihrer heutigen Form, 
Vereinigung der Erziehung mit der materiellen Produktion u. s. w. 

Also: Staat, Staat und nochmals Staat! Der Staat ist Al¬ 
pha und Omega. Man kann nicht einmal behaupten, Marx habe 
diese Forderungen lediglich an den »Zukunftsstaat« gestellt. Da¬ 
von hat Marx nichts gesagt. Im Gegenteil, er führt mit aller 
Deutlichkeit aus, daß diese Maßregeln »ziemlich allgemein in An¬ 
wendung kommen können in den fortgeschrittensten Ländern«. 
Hier ist, dünkt uns, jeder Zweifel ausgeschlossen. Hier läuft die 
»Verstaatlichung* direkt auf den Staatssozialismus hinaus. Die 
Sozialdemokraten werden zwar behaupten, Marx habe hier nur 
den »Volksstaat« im Auge gehabt. Abgesehen davon, daß diese 
Auslegung aus den angedeuteten Gründen nicht zutreffen kann, 
würden die Ausleger hiermit nur sozusagen vom Regen in die 
Traufe kommen. Man lese nur noch, was Marx in seinem Brief 
zum Gothaer Programm über dessen demokratischen Abschnitt 
niederschrieb. 

»A. Freiheitliche Grundlage des Staates. 

Zunächst erstrebt die deutsche Arbeiterpartei den freien 
Staat«. 

Freier Staat — was ist das? 

Es ist keineswegs Zweck der Arbeiter, die den beschränkten 
Untertanenverstand los geworden, den Staat frei zu machen. Im 
deutschen Reich ist der »Staat« fast so »frei« als in Russland. 
Die Freiheit besteht darin, den Staat aus einem der Gesellschaft 
übergeordneten in ein ihr durchaus untergeordnetes Organ zu 
verwandeln, und auch heute sind die Staatsformen freier oder 
unfreier genau in demselben Maße, worin sie die »Freiheit des 
Staats« beschränken. 

Die deutsche Arbeiterpartei — wenigstens, wenn sie das 
Programm zu dem ihrigen macht 7 ) — zeigt, wie ihr die sozial- 

7 ) Sie hat es tatslchlich zu dem ihrigen gemacht auf dem Parteitag zu Er- 



I 12 


Ferdinand Domela Nieuwenhuii, 


demokratischen Ideen nicht einmal hauttief sitzen, indem sie, 
statt die bestehende Gesellschaft (und es gilt das von jeder künf¬ 
tigen) als Grundlage des bestehenden Staats (oder künftigen für 
künftige Gesellschaft) zu behandeln, den Staat vielmehr als ein 
selbständiges Wesen behandelt, das seine eigenen geistigen, sitt¬ 
lichen, freiheitlichen Grundlagen besitzt. Und nun gar der wüste 
Mißbrauch, den das Programm mit den Worten »heutiger Staat«, 
»heutige Gesellschaft« treibt, und den noch wüsteren Mißverstand, 
den es über den Staat anrichtet, an den es seine Forderungen 
richtet. 

Nachdem Karl Marx den heutigen Staat eine »Fiktion« ge¬ 
nannt hat, fährt er folgendermaßen fort : 

»Es fragt sich dann: welche Umwandlung wird das Staats¬ 
wesen in einer kommunistischen Gesellschaft erleiden? Mit anderen 
Worten, welche gesellschaftlichen Funktionen bleiben dort übrig, 
die den jetzigen Staatsfünktionen analog sind? Diese Frage ist nur 
wissenschaftlich zu beantworten, und man kommt dem Problem 
durch tausendfache Zusammensetzung des Wortes Volk mit dem 
Wort Staat auch nicht um einen Flohsprung näher. 

Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Ge¬ 
sellschaft liegt die Periode der revolutionären Umwandlung der 
einen in die andere. Der entspricht auch eine politische Ueber- 
gangsperiode, deren Staat nichts andres sein kann, als die revo¬ 
lutionäre Diktatur des Proletariats. Das Programm nun hat es 
weder mit letzterer zu tun, noch mit dem zukünftigen Staatswesen 
der kommunistischen Gesellschaft. 

Seine politischen Forderungen enthalten nichts außer der 
alten weltbekannten demokratischen Litanei: allgemeines Wahl¬ 
recht, direkte Gesetzgebung, Volksrecht, Volkswehr u. s. w. Sie 
sind bloßes Echo der bürgerlichen Volkspartei, des Friedens¬ 
und Freiheitsbundes. Sie sind lauter Forderungen, die, soweit 
sie nicht in phantastischer Vorstellung übertrieben, bereits rea¬ 
lisiert sind. Nur liegt der Staat, dem sie angchören, nicht 
innerhalb der deutschen Keichsgrenze, sondern in der Schweiz, 
den Vereinigten Staaten u. s. w. Diese Sorte »Zukunftsstaat« 
ist heutiger Staat, obgleich außerhalb »des Rahmens« des im 
deutschen Reiche existierenden.« 

furt. Marx kann von der Qualitlit der Delegierten, die solch ein Programm, wie 
es ihnen vorgesetzt wurde, mit Haut und Haaren herunterschluckten, allerdings 
keine große Achtung gehabt haben. 
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Aber man hat eins vergessen. Da die deutsche Arbeiter¬ 
partei ausdrücklich erklärt, sich innerhalb »des heutigen nationa¬ 
len Staates«, also ihres Staats, des preußisch-deutschen Reichs, 
zu bewegen — ihre Forderungen wären ja sonst auch größten¬ 
teils sinnlos, da man nur fordert was man nicht hat — so durfte 
sie die Hauptsache nicht vergessen, nämlich, daß alle jene schö¬ 
nen Sächelchen auf der Anerkennung der sogenannten Volks¬ 
souveränität beruhen, daß sie daher nur in einer demokratischen 
Republik am Platze sind. Da man nicht in der Lage ist — 
und weislich, denn die Verhältnisse gebieten Vorsicht — die de¬ 
mokratische Republik zu verlangen, wie es die französischen 
Arbeiterprogramme unter Louis Philippe und unter Louis Napo¬ 
leon taten — so hätte man auch nicht zu der Finte flüchten 
sollen, Dinge, die nur in einer demokratischen Republik Sinn 
haben, von einem Staat zu verlangen, der nichts andres, als ein 
mit parlamentarischen Formen verbrämter, mit feudalem Beisatz 
vermischter, schon von der Bourgeoisie beeinflußter, bureaukra- 
tisch gezimmerter, polizeilich gehüteter Militärdespotismus ist. . . . 
Selbst die vulgäre Demokratie, die in der demokratischen Repu¬ 
blik das tausendjährige Reich sieht und keine Ahnung davon hat, 
daß gerade in dieser letzten Staatsform der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft der Klassenkampf definitiv auszufcchtcn ist —■ selbst sie 
steht noch berghoch über solcher Art Demokratentums innerhalb 
der Grenzen des polizeilich Erlaubten und logisch Unerlaubten. 
Daß man in der Tat unter »Staat« die Rcgicrungsmaschinc ver¬ 
steht oder den Staat, soweit er einen durch Teilung der Arbeit 
von der Gesellschaft gesonderten, eignen Organismus bildet, zei¬ 
gen schon die Worte: »Die deutsche Arbeiterpartei verlangt als 
wirtschaftliche Grundlage des Staates: eine einzige progressive 
Einkommensteuer« u. s. w. Die Steuern sind die wirtschaftliche 
Grundlage der Regierungsmaschincrie und sonst nichts. In 
dem in der Schweiz existierenden Zukunftsstaat ist diese For¬ 
derung ziemlich erfüllt. Einkommensteuer setzt die verschiedenen 
Einkommensquellen der verschiedenen gesellschaftlichen Klassen 
voraus, also die kapitalistische Gesellschaft. Eis ist also nichts 
Auffälliges, daß die Financial-Rcformers von Liverpool—Bourgeois 
mit Gladstoncs Bruder an der Spitze — dieselbe Forderung stellen 
wie das Programm. 

Die Sozialdemokraten sollten diese vernichtende Kritik Mar¬ 
xens nur andächtig und unvoreingenommen lesen! Aber sic 

Archiv für Soiialwiaacnachaft und Soiialpolitik. XXVIII. i. 8 
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haben 15 Jahre unter jenem Programm gelebt. Das beweist aller¬ 
dings, daß die sozialistischen Ideen in dieser Partei in der Tat 
noch nicht einmal »hauttief« sitzen. 

Wie dem auch sei, jedenfalls ersieht man aus dem von uns 
zitierten Dokument, daß auch Marx der Meinung war, daß die 
Partei wirklich den ;> heutigen Staat« vor Augen hat. Dadurch 
ist der Beweis geliefert, daß die Partei trotz allen Leugnens dem 
Staatssozialismus huldigt. Wäre dem nicht so, müßten wir uns 
doch die Fragen vorlegen: Was sollte denn Marx sonst gemeint 
haben? Wie hat er sich die Entwicklung der Dinge vorgestellt? 
Einerseits neigte er selber stark zum Staatssozialismus, dringt er doch 
vor allem auf die Eroberung der politischen Macht durch die Ar¬ 
beiterklasse, so sehr, daß er in dem ursprünglichen Wortlaut der 
Statuten der Internationalen auf heimtückische Weise hinter die Worte 
»politische Bewegung« die Worte »als Mittel« (as a mean) — näm¬ 
lich zur ökonomischen Emanzipation der Arbeiterklasse — hinein¬ 
schmuggelte, und andererseits bezeichnet er die wirtschaftliche 
Bewegung der Arbeiter als die wichtigere und die politische als 
ihren Bedürfnissen unterworfen — was so viel ist als die Politik 
als unrichtig und nicht zum Ziele führend zu erklären. Auch sah er 
den Niedergang der Bewegung voraus, indem er sagte: »Eine zweite, 
weniger systematische, nur mehr praktische Form des Sozialismus 
suchte der Arbeiterklasse jede revolutionäre Bewegung zu verlei¬ 
den durch den Nachweis, wie nicht diese oder jene politische 
Veränderung, sondern nur eine Veränderung der materiellen Le¬ 
bensverhältnisse, der ökonomischen Verhältnisse, ihr von Nutzen 
sein könne. Unter Veränderung der materiellen Lebensverhält¬ 
nisse versteht dieser Sozialismus aber keineswegs Abschaf¬ 
fung der bürgerlichen Produktionsverhältnisse, 
die nur auf revolutionärem Wege möglich ist, sondern admini¬ 
strative Verbesserungen, die auf dem Boden 
dieser Produktionsverhältnisse vor sich gehen, 
also an dem Verhältnis von Kapital und Lohnarbeit nichts ändern, 
sondern im besten Fall der Bourgeoisie die Kosten ihrer Herr¬ 
schaft vermindern und ihren Staatshaushalt vereinfachen.« 

Wir haben einige Worte in dieser Bemerkung Marxens unter¬ 
strichen, weil sie vollständig das treffen, was man in der deutschen 
Sozialdemokratie unter sozialistischer Aktion versteht. Bei den 
Verhandlungen über das Unfallversicherungsgesetz im Reichstag 
sprach Wilhelm Liebknecht folgende Worte aus: »Der Kultur- 
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mensch kann nur im Staate existieren, und darum scheuen wir 
uns keineswegs vor dem Einwand, der uns von jener Seite (zur 
Linken) gemacht wird, daß wir, indem wir auf diesem Gebiet 
für die Staatsversichcrung eintreten, dem Staat eine allzugroße 
Macht einräumen. Diese Gefahr ist nicht vorhanden; wir wissen 
allerdings, daß der jetzige Staat durchaus nicht den Idealen, welche 
wir vom Staate haben, entspricht, durchaus nicht die Aufgabe, 
die wir als Staatsaufgabe betrachten, erfüllt, aber wir wissen auch, 
daß die Gewalt der Dinge stärker ist als der Wille den Men¬ 
schen . . . 

Das vorliegende Gesetz ist an sich sehr unbedeutend. Sie 
fürchten es wegen dessen, was drum und dran hängt. 

Es ist das spitze Ende des Keils, welcher in die heutige Ge¬ 
sellschaft cingetricben wird; das dicke Ende wird schon nach- 
kommen, ob Fürst Bismarck will oder nicht! 

Indem der Staat die Versicherung gegen Unfälle in der In¬ 
dustrie in die Hand nimmt, bringt er sich in die Lage, auch die 
Kontrolle über die Industrie in die Hand nehmen zu müssen. 
Das ist absolut notwendig. Wollte Fürst Bismarck nicht diese 
Konsequenzen, so wäre das Gesetz eine elende Farce, schlimmer 
als das elendeste Wahlmanövcr, und das können wir dem Fürsten 
Bismarck doch nicht Zutrauen. Dafür, daß es ihm Ernst ist 
bürgt seine Stellung, sein Interesse, er muß. Nun, meine Herren, 
daß die Kontrolle der gesamten Arbeiterverhältnisse an diesem 
Gesetz hängt, ist zugegeben worden. Fürst Bismarck ist schon 
weiter gegangen; er hat gesagt: Ja, wenn die Dinge so stehen, 
daß die Großindustrie nicht mehr konkurrieren kann, daß einzelne 
Fabriken von Privatindustriellen nicht mehr betrieben werden 
können, dann muß der Staat eintreten. 

Wohlan, meine Herren! der Fürst Bismarck mag so weiter 
gehen nach unserem Ziele, auf diesem Wege marschieren wir zu¬ 
sammen.« 

Also, der Staat muß und soll in Aktion treten. Welcher 
Staat? Doch wohl der heutige, denn einen ändern gibt es vorder¬ 
hand nicht. Also »unser Ziel« ist der Gegenwartsstaat gewor¬ 
den. Warum? Um nichts geringeres zu tun, als die Großindu¬ 
strie, die von den Privatindustriellen nicht mehr vorwärtsgetrieben 
werden kann, zu übernehmen und zu leiten. Und nun frage ich: 
Ist das Staatssozialismus oder nicht? Ist das keine -administrative 
Verbesserung auf dem Boden dieser Produktionsverhältnisse?« Und 

8 * 
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auf dieses Ziel hin marschieren zwei so grausame Todfeinde wie 
Bismarck und Liebknecht Arm in Arm. »Mein Liebchen, was 
willst du noch mehr?« 

Aber Liebknecht ging noch weiter. Er ist ein so »enragicrter 
Staatssozialist«, daß er den Sozialismus sogar als Werkzeug der 
Rettung für den Gegenwartsstaat anpreist. Der Sozialismus rettet 
den Klassenstaat! Für diese seine Auffassung sind folgende Worte 
gültiger Beleg. 

»Für alle Parteien ohne Ausnahme ist es von Nutzen, daß 
die Arbeitergesetzgebung einmal in ernsthafter Weise aufgenom¬ 
men wird. 

Die Furcht vor den Konsequenzen halten Sie nicht ab, den 
ersten Schritt auf diesem Boden zu tun! Jetzt haben Sie noch 
Boden unter den Füßen. Es ist vorhin der Geist des russischen 
Nihilismus beschworen worden. Meine Herren, die bloße Re¬ 
pression ohne Organisation, ohne organisches Schaffen, ohne po¬ 
sitive Maßregeln muß mit Notwendigkeit die Gesellschaft in die 
völlige Auflösung und den Staat in nihilistische Zustände hincin- 
drängen. Vor dem Nihilismus rettet Sie bloß der Sozialismus, 
ohne den Sozialismus sind Sie überhaupt nicht mehr imstande, 
den heutigen Staat aufrecht zu erhalten.« 

Es muß zugegeben werden: Staatlicher halte selbst ein Mi¬ 
nister nicht sprechen können. Hier ist der Sozialismus als Heil¬ 
mittel zur Aufrcchterhaltung des Gegenwartstaates verwandt. Nach¬ 
dem Liebknecht jene Worte gesagt hatte, fügte er noch hinzu: 

»Jetzt ist cs noch möglich, auf dem Weg der Reform die 
Lösung der sozialen Frage anzubahnen«. Er vermeint, daß die 
Gefahren der Revolution allein verhindert werden können »da¬ 
durch, daß die Gesetzgebung, nicht die christliche, sondern eine 
wahrhaft humane, eine kulturelle, von dem Geist des Sozialismus 
getragene Gesetzgebung, die Arbcits- und Arbeiterverhältnisse 
regelt, ernst und energisch die Lösung der Arbeiterfrage in die 
Hand nimmt und den Staat seiner wahren Bestimmung zuführt.« 

Zum Schluß preist Liebknecht dann das Gesetz an und em¬ 
pfiehlt seine gewöhnlichen Amendements; darauf heißt es: 

»Der Sozialdemokratie freilich haben Sie damit nicht den 
Boden entzogen, sondern einen Dienst geleistet, denn dieses Ge¬ 
setz ist ein Zeugnis für die Wahrheit des sozialistischen Gedan¬ 
kens«. 

Also ein Gesetz, das keineswegs die »Abschaffung der bür- 
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gerlichen Produktionsverhältnisse« bedeutet, sondern das im Gegen¬ 
teil nur »eine administrative Verbesserung ist auf dem Boden 
dieser Produktionsverhältnisse«, wird hier als ein »Zeugnis für die 
Wahrheit des sozialistischen Gedankens« bezeichnet. Mit anderen 
Worten: ein staatssozialistisches Flickwerk ist ein Zeugnis für die 
Wahrheit des sozialistischen Gedankens! 

Weitere Beweise für den Staatssozialismus der Sozialdemo¬ 
kratie dürften sich nach dem Gesagten erübrigen. 

Es ist übrigens merkwürdig, wie Marx durch Liebknecht, der 
sich doch sonst so gerne als »Soldat der Revolution« nennen und 
rühmen hörte, und seine übrigen deutschen Freunde Schlag für 
Schlag in der Praxis verleugnet wurde. Es liegt die Vermutung 
nahe, daß es Marx ähnlich gegangen ist wie seinerzeit Klopstock: 
man pries ihn viel, aber man las ihn nicht. Ein kritischer Blick 
auf die Gedankenwelten Marxens und Liebknechts beweist das 
zur Genüge. 

Hier ist die Gegenüberstellung: 


Marx. 

Der Staat ist unfähig, den Pauperis¬ 
mus xu beseitigen. Soweit sich die 
Staaten mit dem Pauperismus beschäf¬ 
tigen, sind sie bei Verhaltungsmaß¬ 
regeln, Wohltätigkeit stehen geblieben. 
Kein Staat kann anders verfahren. 
Denn um wirklich das Elend aufzu¬ 
heben, muß er sich selbst aufheben, 
da der Grund des Uebels im Wesen 
des Staates liegt und nicht etwa, 
wie so viele Radikale und Revolutio¬ 
näre glauben, in einer bestimmten 
Staatsform, an deren Stelle von diesen 
irgend eine andere Staatsform vorge- 
sehlagen wird. 


Liebknecht. 

Wir glauben, daß es ein Zeichen 
niederer Kultur ist, wenn der Gegen¬ 
satz zwischen Arm und Reich groß 
ist. Wir glauben, daß die fortschrei¬ 
tende Kultur allmählich diesen Gegen¬ 
satz ausgleichen wird, und wir glauben, 
daß der Staat, von dessen Zweck und 
Bestimmung wir die höchsten Vorstel¬ 
lungen haben, die Kulturaufgabe hat, 
den Gegensatz zwischen Arm und Reich 
aufzuheben, und weil wir dem Staat 
diese Mission zuerkennen, darum treten 
wir im Prinzip für dieses vorliegende 
Gesetz ein. 


Man müßte schon mit Blindheit geschlagen sein, um nicht 
zu erkennen, daß die beiden hier angeführten Ausführungen Gegen¬ 
sätze sind. Dem einen gilt der Staat als Mittel, um den Paupe¬ 
rismus zu bekämpfen, der andere verwirft ihn für denselben Zweck 
glattweg. 

Dieselbe Diskrepanz offenbart sich auch in der Frage der 
Gewaltanwendung: 
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Marx. i Liebknecht. 

Die Gewalt ist die Geburtshelferin Das Revolutionäre liegt nicht in den 

jeder alten Gesellschaft, die mit einer Mitteln, sondern in dem Ziel. Gewalt 

neuen schwanger geht. Sie ist selbst ist seit Jahrtausenden ein reaktionärer 

eine ökonomische Potenz. Faktor. Weisen Sie nach, daß unser 

Die Waffe der Kritik kann die Kri- Ziel ein falsches ist, dann können Sie 

tik der Waffen nicht ersetzen, die ma- sagen, die Partei wird durch die jetzige 

terielle Gewalt nur gestürzt werden Leitung von der revolutionären Bahn 

durch materielle Gewalt, allein auch abgelenkt. Der beste Beweis für die 

die Theorie wird zur materiellen Ge- Richtigkeit der Leitung ist der Erfolg, 

walt, sobald sie Massen ergreift. und unsere Taktik hat sich herrlich 

Es gibt nur ein Mittel, die raörde- bewährt, 
rischen Todeswehen der alten Gesell¬ 
schaft, die blutigen Geburtswehen der 
neuen Gesellschaft, abzukürzen, zu ver¬ 
einfachen, zu konzentrieren, nur ein 
Mittel— der revolutionäre Terrorismus. 

Auch hier wieder stehen wir vor These und Antithese! Al¬ 
lerdings — aber das macht die Verwirrung nicht besser — kann 
man einige zwanzig Stellen bei Liebknecht selbst nachweisen, die das 
Entgegengesetzte seiner von uns zitierten Sätze sagen, vor allem 
die Stelle: »Der Sozialismus ist keine Frage der Theorie mehr, 
sondern einfach eine Machtfrage, die in keinem Parlament, die 
nur auf der Straße, auf dem Schlachtfelde zu lösen ist, gleich 
jeder andern Machtfragc.« 

Jedoch fahren wir mit unseren Vergleichen fort: 

Marx. I Liebknecht. 

Seine politischen Forde- I What do we ask for ? Absolute liberty of the 
rungen enthalten nichts außer pres»; absolute liberty of meeting; absolute liberty 

der alten weltbekannten de- of religion; universal suffrage for all representative 

mokratischeu Litanei: All- bodies and public Offices in the state and the com- 

gemeines Wahlrecht, direkte mune ; national education ; all schools open to 

Gesetzgebung, Volksrecht, 1 all; abolition of the Standing armies and creation 
Volkswehr u. s. w. Sie sind of national militia, so that every Citizen is soldier 

bloßes Echo der bürgerlichen and every soldier Citizen; an international court of 

Volkspartei, des Friedens- arbitration between the different States; equal rights 

und Freiheitsbundes. Sie sind for men and women — roeasures for the protection 

lauter Forderungen, die, so- of the mlasses (limitations of the hours of work, 

weil sie nicht in phantasti- sanitary regulations, etc.). Can personal liberty, can 

scher Vorstellung Ubertrie- the right of the individual be bettcr guaranteed than 

ben, bereits realisiert sind. by this programme ? And can any honest demo- 

Nur liegt der Staat, dem sie J erat find fault with this programme ? Far from in¬ 
angehören, nicht innerhalb j tending to suppress personal liberty we have the 
der deutschen Reichsgrenze, full right to say that we are the sole party in Ger- 

sondern in der Schweiz, den many that fights for the principles of democracy. 

Vereinigten Staaten u. s. w. | And something eise is demonstrated by this pro- 
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gramme : that we want the legal, constitutional trans- 
formation of socicty. We are revolutionists — no 
doubt — because our programme means a total and 
fundamental change of our social and economie Sy¬ 
stem ; but we are all evolutionists and reformers, 
which is no contrndiction. The measures and insti- 
tutions we demand are to a great extent realised 
already, or on the the point of being realized, in 
advanced countries, and all are in harmony with the 
principles of democracy, and, being thoroughly »prac¬ 
tica!«, they constilute the best proof that we are 
not as we are depicted — brainless fellerws, who 
disregard the hard facts of reality and who are 
going to break on the granite bulwarks of state and 
society. 

Forum Library, April 1895. 


Also dasselbe, was Marx als Wünsche der bürgerlichen Volks- 
partei bezeichnet, gilt Liebknecht als Forderungen der Sozialdemo¬ 
kratie, trotzdem weder ein Radikaler noch ein Demokrat jemals 
etwas gegen sie einzuwenden haben wird. Natürlich hört aber 
eine Partei, die derartige Forderungen stellt, auf, eine sozialistische 
Partei zu sein. Sie wird bürgerlich-demokratisch. Kann erst die 
bürgerliche Demokratie die Postulate der Sozialdemokratie unter¬ 
schreiben, so verliert letztere ihre Daseinsberechtigung. Ich er¬ 
innere mich immer noch, wie ein Engländer, dem man das Wesen 
des deutschen Sozialismus auseinandergesetzt hatte, überrascht 
ausrief: »So etwas nennt man bei uns zulande Demokratie!« 

Doch weiter: 

Engels. Hamburger Echo. 


Nach der philosophischen Vorstellung ist der 
Staat die »Verwirklichung der Idee« oder das ins 
Philosophische übersetzte Reich Gottes auf Erden, 
das Gebiet, worauf die ewige Wahrheit und Gerech¬ 
tigkeit sich verwirklicht oder verwirklichen soll. Und 
daraus folgt dann eine abergläubische Verehrung des 
Staats und alles dessen, was mit dem Staat zu¬ 
sammenhängt, und die sich um so leichter einstcllt, 
als man sich von Kindesbeinen daran gewöhnt hat, 
sich einzubilden, die der ganzen Gesellschaft ge¬ 
meinsamen Geschäfte und Interessen könnten nicht 
anders besorgt werden, als wie sie bisher besorgt 
worden sind, nämlich durch den Staat und seine 
wohlbestallten Behörden. Und man glaubt schon 
einen ganz gewaltig kühnen Schritt getan zu haben, 
wenn man sich frei gemacht hat vom Glauben an die 


Wir erklären dem Kanzler 
offen, daß wir ihm nicht 
das Recht zugestehen, die 
Sozialdemokratie zu beschul¬ 
digen, eine staatsfeindliche 
Partei zu sein. Wir be¬ 
kämpfen nicht den Staat, 
sondern nur die Einrich¬ 
tungen des Staates und der 
Gesellschaft, die mit dem 
wahrhaften Staatsbegriff und 
dem wahrhaften Gesell- 
schaftsbegrifT nicht übercin- 
stimmen. Wir Sozialdemo¬ 
kraten wollen den Staat und 
ihn in all seiner Größe und 
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erbliche Monarchie und auf die demokratische Re¬ 
publik schwört. In Wirklichkeit aber ist der Staat 
nichts als eine Maschine zur Unterdrückung einer 
Klasse durch eine andere, und zwar in der demo- • 
kratischen Republik nicht minder als in der Mon¬ 
archie ; und im besten Fall ein Uebel, das dem im 
Kampf um die Klassenherrschaft siegreichen Prole¬ 
tariat ererbt wird, und dessen schlimmste Seiten es, 
ebensowenig wie die Kommune, umhin können wird, | 
sofort möglichst zu beschneiden, bis ein in neuen 
freien GesellschaftszustMnden herangewachsenes Ge¬ 
schlecht imstande sein wird, den ganzen Staats¬ 
plunder von sich abzuschütteln. 


Herrlichkeit errichten. Wir 
verteidigen diesen Stand¬ 
punkt unentwegt seit Uber 
einem Vierteljahrhundert und 
das müßte Herr v. Caprivi 
wissen. Erst dann, wenn der 
wahre Staatsbegriff herrscht, 
wird auch wahre Liebe zum 
Staate aufkommen können. 


Auch diese zwei Auffassungen stehen sich wie Feuer und 
Wasser gegenüber. Hier vertritt Engels eine durchaus anar¬ 
chistische Idee vom Wesen des Staates. Ich wie jeder andere 
Anarchist sind jederzeit bereit, zu unterschreiben, was er in sei¬ 
nem Buch »Ursprung der Familie, des Privateigentums und des 
Staates« (p. 139—140) sowie in seiner Schrift »Herrn Eugen Düh- 
rings Umwälzung der Wissenschaft« (p. 267—268) über den Staat 
gesagt hat. Ebenso trifft sich das, was Engels über dasselbe 
Thema in seinem Vorwort zur Broschüre »Internationales aus dem 
Volksstaat«, in der er vom »Verschwinden des Staates und der 
Demokratie« als dem politischen Ziel der sozialdemokratischen 
Partei spricht, ausgesprochen hat, mit anarchistischen Ideengängen. 
Während Engels doch die Anarchisten innig gehaßt und eifrig 
mit seinen Bannstrahlen bedacht hat, unterließ er es doch nicht, 
in Wirklichkeit Anarchie zu predigen. Man wäre versucht, an 
eine besondere Kraft der anarchistischen Gedankenwelt, die sich 
selbst ihren erbittertsten Gegnern aufdrängt, zu glauben. 

Doch weiter: 


K a u t s k y. 

Der wissenschaftliche Sozialismus hat erkannt, j 
daß der Staat nichts ist als ein Organ der Klassen¬ 
herrschaft. »Die politische Gewalt im eigentlichen 
Sinne ist die organisierte Gewalt einer Klasse zur 
Unterdrückung einer anderen« (Komm. Manifest). 
Der Ausdruck »Klassenstaat« zur Kennzeichnung 
des wirklichen Staates erscheint uns daher unglück¬ 
lich gcwlhlt. Gibt es denn einen anderen Staat } 
Man weist mich auf den »Volksstaat« hin. Darunter 
versteht man wohl den vom Proletariat eroberten 
Staat. Aber auch der wird ein »Klassenstaat« sein. 
Das Proletariat wird die anderen Klassen beherr- 


Liebknecht. 

Was ist denn der Staat ? 
Fassen Sie ihn meinetwegen 
auf, wie Sie wollen, — ent¬ 
weder müssen Sie den Staat 
ganz beiseite werfen, oder der 
Staat ist die Verpflichtung der 
Gesamtheit, für den Einzel¬ 
nen einzutreten, die Verpflich¬ 
tung der Gesamtheit, den 
Schwachen zu schützen gegen 
den Starken, die Beziehungen 
zu einander zu regeln, für 
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sehen. Ein großer Unterschied zu den bisherigen 1 Wohlbefinden und Bildung 
Staaten wird allerdings vorhanden sein: das Klassen- zu sorgen. Wenn das die 
Interesse des Proletariats verlangt die Aufhebung j Aufgabe des Staates nicht ist, 
aller Klassenunterschiede. Das Proletariat kann seine I dann hat der Staat Überhaupt 
Henschaft nur dazu benutzen, die Grundlagen der keine Existenzberechtigung. 
Klassenscheidung, so rasch es die Verhältnisse er- | Der ganze Staatsbegriff — 
lauben, zu beseitigen, d. h. das Proletariat wird wie er sich beillufig mit am 
den Staat erobern, nicht um ihn zu einem »wahren« schlrfsten in Preußen aus- 
Staat zu machen, sondern um ihn aufzubebeu: nicht geprlgt hat — hat seinem 
um den »wahren« Staatszweck zu erfüllen, sondern Wesen nach eine sozialisti- 
um den »Staat« zwecklos zu machen. . sehe Grundlage. 

(Neue Zeit, Bd. II.) (Rede im Reichstag.) 

Auch hier wieder scharf in die Augen springende Unter¬ 
schiede. Bei Liebknecht findet man den Wesenskern des Staats¬ 
sozialismus , während Kautsky mit recht anarchistischen Argu¬ 
menten gegen den Staat Front macht. Die von Liebknecht und 
seinen Freunden zu häufig verwandten Ausdrücke »wahrer So¬ 
zialismus«, »der richtige Staat«, »der wahre Staatsbegriff« 
erinnern übrigens sehr an das famose »wahrc Christentum«. Es 
gibt an die zweitausend wahre Christcntümer. die sich gegen¬ 
seitig ausschließen und in Acht und Bann tun ; ebenso gibt es 
heute auch einige Tausend wahre Sozialismen, die von der 
Geschichte nichts gelernt und alles vergessen haben, und die in 
ihrem kleinen alleinseligmachenden Reiche sich und wenigen An¬ 
hängern eine unfehlbare Doktrin predigen. 

Allerdings hat Marx in seinem »Kapital« die Arbeiterschutz¬ 
gesetzgebung mit der denkbar größten Verherrlichung bedacht. 
Alle bürgerlichen Reformer können in diesem Buche eine Reihe 
von Argumenten finden für die These, daß der Schutz der Ar¬ 
beiter sehr gut durch die Gesetzgebung geregelt zu werden ver¬ 
mag. Gewiß übersehe ich nicht, daß Marx in dieser selben Schrift 
auch für die Umwandlung der kapitalistischen Produktionsweise 
in die sozialistisch-kommunistische eintrat. Aber diese Zwiespäl¬ 
tigkeit beweist nichts, als daß auch Marx kein Mann der eiser¬ 
nen Logik war. Auf der einen Seite anerkannte er die Notwendig¬ 
keit einer Besserregelung der Gesellschaft durch eine Schutzge¬ 
setzgebung auf der Basis des Gegenwartsstaates; auf der anderen 
Seite plädierte er für die Notwendigkeiten eines gänzlichen Ver¬ 
schwindens der heutigen Gesellschaft. Es ergeht Marx wie 
Goethes Faust. Auch er kann sagen: 

»Zwei Seelen wohnen, ach 1 in meiner Brust, 

Die eine will sich von der andern trennen ; 
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Die eine hftlt in derber Liebcalast 

Sich an die Well, mit klammernden Organen; 

Die andere hebt gewaltsam sich »om Dost 
Zu den Gefilden hoher Ahnen.« 

Die eine, die erste, glaubt sich an die Welt, die Gegenwarts¬ 
welt, »mit klammernden Organen«, d. h. mit Gesetzen, fcsthaltcn 
zu können — das ist die staatssozialistische Seele Marxens. Die 
andere reißt sich »gewaltsam« los vom Staate, um sich in hohe 
Sphären zu erheben — das ist die anarchistische Seele Marxens. 

Wenn wir der Meinung sind, daß Staatssozialismus die Lehre 
ist, nach welcher alle Angelegenheiten der Menschheit durch das 
Eingreifen des Staates geleitet und geregelt werden müssen, ohne 
sich um das Wesen dieses Staates zu kümmern, — was ja auch 
nicht nötig ist — und ferner, daß der Anarchismus die Lehre 
ist, nach welcher alle Angelegenheiten der Menschheit entweder 
durch rein individuelle Initiative oder doch auf dem Wege frei¬ 
williger Association, der jedermann jederzeit beitreten und wieder 
den Rücken kehren kann, und auf Grund derer der Staat abge¬ 
schafft werden muß, dann besteht für uns kein Zweifel mehr 
darüber, daß Marx in die erstere Kategorie hincingehört. Wenn 
die Marxisten uns vorwerfen, daß wir Marx Unrecht täten und ihm 
eine Auffassung unterschöben, die er nie besessen, da er dem 
Wort Staat eine ganz andere Bedeutung gegeben, ja die Worte 
Staat und Gesellschaft einander sogar gleichgesetzt habe und 
sozusagen den Staat abgeschafft wissen wollte, weil durch die 
von ihm geforderte Aufhebung der Apparat der organisierten 
Macht zur Unterdrückung einer Klasse durch die andere von 
selbst ausgeschaltet werde — dann müssen wir uns doch an die 
geistreiche Bemerkung des Amerikaners B. Tucker 8 ) erinnern, 
der sagt, gewiß habe Marx Staat und Gesellschaft glcichgcsctzt, 
aber doch nur in dem Sinne, in dem man etwa das Schaf und 
den Löwen gleichsetzen könne, nachdem der Löwe das Schaf auf¬ 
gefressen hätte. Marxens Einheit von Gesellschaft und Staat 
gleicht der Einheit von Mann und Weib vor dem Gesetz : Mann 
und Weib sind Eins und diese Eins ist der Mann. So sind nach 
Marx auch Staat und Gesellschaft Eins; aber diese Eins ist der 
Staat. Hätte Marx umgekehrt in seiner Gleichsetzung den Staat 
in der Gesellschaft aufgehen lassen, so wäre er Anarchist ge¬ 
wesen, denn für die Anarchisten bedeutet das Wort Gesellschaft 


•) Benjamin Tucker: »Instead of a book«. 
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nur den ganzen Komplex von Beziehungen zwischen den einzelnen 
Menschen, die sich spontan und organisch selbst bilden ohne Da¬ 
zwischentreten einer äußeren, konstitutionellen, autoritären Macht. 
Daß Marx nicht diesen Staatsbegriff hatte, wird dadurch bewiesen, 
daß er daran dachte, den Staat zur Einführung und Aufrechterhal¬ 
tung des Sozialismus zu verwenden durch die Inbeschlagnahme 
des Kapitals und seine öffentliche Verwaltung durch eine autori¬ 
täre Macht. Daß diese Macht von nun an nicht mehr patriarch¬ 
alen, sondern demokratischen Charakter tragen solle, ist irrelevant. 
Ohne jenen Unterschied in der Auffassung des Staatsbegriffes 
wäre aber auch die ganze Kampagne der Anarchisten gegen Marx 
völlig unbegreiflich gewesen. Weder Robert Michels noch Luigi 
Fabbri •) werden doch behaupten wollen, daß der Kampf zwischen 
Bakunin und Marx auf einem Mißverstehen Marxens beruht habe. 
Wer wagt es, ernsthaft zu behaupten, daß Anarchismus und So¬ 
zialdemokratie zwei Linien gleichen, die sich irgend wann einmal 
in einem Punkt treffen, und wer wagt es, zu leugnen, daß sie 
vielmehr zwei Linien vergleichbar seien, die, wie weit man sie 
auch ziehen würde, immer gleich weit von einander entfernt 
bleiben ? 

Marx steht Bismarck näher als dem Anarchismus. Beide er¬ 
kennen die Notwendigkeit der Autorität an, wodurch der Willen 
des Individuums dem der Gesamtheit untertan sein soll und wollen 
das Prinzip der Mehrheit als Richtschnur aufstellen, während um¬ 
gekehrt der Anarchismus die Souveränität des Individuums 
proklamiert. 

Das hat der ehemalige Professor der Volkswirtschaft an der 
Universität Utrecht, 11 . P. G. Quack, sehr wohl begriffen, als er 
schrieb ,0 ): 

»Daarom kwam er dadelyk oppositie tegen dat zoogenaamd 
autoritaire en doctrinairc socialisme, waarin het collcctivisme van 

•) Luigi Fabbri: »Die historischen und sachlichen Zusammenhänge zwi¬ 
schen Marxismus und Anarchismus«, im Archiv f. Sozialw. Bd. XXVI, p. 559 fT., 
und Robert Michels: »Historisch-kritische Einführung in die Geschichte des 
Sozialismus in Italien«, im Archiv f. Sozialw. Bd. XXIV, p. 197 ff., sowie ausführ¬ 
licher in seiner Schrift: »Storia del Marxismo in Italia«. Roma 1908. Mongini, 
haben eine Synthese von Marx und Bakunin zu geben versucht und zwar auf Grund 
eines eingehenden historischen Vergleichs. 

,0 ) H. P. G. Quack: »De Socialisten, Personen en Stelsels.« Amsterdam 
1901. van Kainpen en Zoon. 2. Aull. Teil V. 
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Marx zieh opioste. 

Dat collectivisme had soms by de leerlingen veel trekken 
gemeen met een dogmatiek van oude theologen. Alles, bewijs- 
voering en voorstelling, gaf den indruk dat, het systeem volledig, 
kant en klaar, gereed cn af was. Er waren geen Problemen 
meer. Veel nieuwe ontwikkeling was bij de volgelingen niet 
op te merken. Het stelsel deed soms denken aan een reusach- 
tig netwerk, dat over de mcnschheid zou worden heengetrokken, 
en waarin een ieder eng gebonden zou zijn. Men voelde beklem- 
ming. 

Het was dus duidelyk, dat binnen den eigen kring van het 
socialisme weldra luider en luider een kreet naar bevryding uit 
deze benauwing zou worden gehoord. Enkelen hygden naar 
lucht. Anderen brulden’t uit. Velen grepen weer naar Proud- 
hon. Mannen stonden op, die met vervaarlyk bazuingeschal de 
arbeiders-wereld gingen beduiden dat enkel het oude begrip de 
vollcdigc vryheid van het individu het hoofdbeginsel van het 
socialisme, ook van het collectivisme, mocst wezen. 

Het systeem van Marx riep als by wöerslag die mannen 
op. Wy noemen de anarchisten.« 

Ja, ohne das wäre in der Tat die ganze Opposition Bakunins 
unverständlich. Die Reaktion der Anarchisten gegen Marx ist 
nur durch seine staatssozialistische Tendenz zu erklären. Es ist 
unbestreitbar, daß Marx ein ausgesprochener Freund der Zen¬ 
tralisation war. Im Gesellschaftsleben kann aber nur der Staat 
zentralisieren. Was man immer unter dem Worte Staat ver¬ 
stehen will, man wird es immer mit einer Regelung und Vertei¬ 
lung der Produktion durch eine bestimmte Körperschaft zu tun 
haben, welche Namen man dieser auch geben will. 

* * 

* 

Wenn wir nun vom Meister auf den Schüler übergehen und 
uns der deutschen Sozialdemokratie zuwenden, so sehen wir, daß 
unsere Charakterbeschreibung auf diese in noch ungleich höhe¬ 
rem Maße zutrifft. Sie ist ganz staatssozialistisch. Wir erinnern 
nur an den großen Streit innerhalb dieser Partei, der so lange in 
Zeitschriften und Broschüren herumspukte und endlich zur Rede¬ 
schlacht auf dem Berliner Parteitag 1892 führte. 

Georg von Vollmar, einer der unstreitig sympathischsten Fi¬ 
guren und hellsten Köpfe in der deutschen Sozialdemokratie, ein 
Mann, der nie ein Blatt vor den Mund nimmt, wenn er etwas zu 
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sagen hat, hatte in einer französischen Revue über den Staats¬ 
sozialismus und über die Stellung der Sozialisten zu dem neuen 
Kurs Wilhelm II. einen Artikel geschrieben n ). Alsbald ging ein 
Sturm der Entrüstung gegen ihn los. Der Vorwärts goß die volle 
Schale seines Zornes über ihn. Er habe, hieß es, den Klassen¬ 
kampf verleugnet, mit dem Erfurter Programm gebrochen. Man 
sprach von einer Spaltung der modernen Arbeiterbewegung, einem 
weiterer Schritt nach rechts, unverfälschtem Possibilismus, offenbarer 
Kompromisspolitik, Verwässerung und Versumpfung der Partei, 
Verrückung des Zieles der revolutionären Sozialdemokratie, Re¬ 
gierungssozialismus. 

Vollmar faßte den gegen ihn geschleuderten Spieß mit der 
gewohnten Ruhe auf, äußerte über das vor ihm liegende gedruckte 
Sündenregister: »Derlei nimmt kein Besonnener ernst!« — wo¬ 
durch er Liebknecht der Unbesonnenheit zieh — und schrieb eine 
kleine Broschüre, die wir uns heute näher anschcn wollen. In ihr 
bemerkte Vollmar: 

»Deshalb bin ich auch der Meinung, daß die Sozialdemo¬ 
kratie keinerlei Grund hat, den Gedanken des Staatssozialismus 
an sich mit besonderem Eifer zu bekämpfen. Werden doch im 
Gegenteil eine Reihe von Maßregeln zur stufenweisen Anbahnung 
einer besseren Gesellschaftsorganisation von uns angestrebt und 
schließlich mit beschlossen werden, welche man als staatssoziali¬ 
stische bezeichnen kann. Diese Erwägung hat auch dazu mitge¬ 
wirkt, daß bei Ausarbeitung des neuen Programmes der Partei 
zu Erfurt in 1891 ein besonderer Satz gegen den Staatssozialis¬ 
mus, welcher im Entwurf enthalten war, weggelassen wurde. Dies 
konnte auch um so unbedenklicher geschehen, als über die Grund¬ 
sätze der deutschen Sozialdemokratie nirgendwo ein Zweifel be¬ 
steht, und die Entwicklung der Verhältnisse in Deutschland längst 
jede Gefahr, welche aus einer Benützung des Staatssozialismus 
zu machtpolitischen Zwecken entstehen konnte, beseitigt hat.« 

Und ferner : »Dieses Sozialideal war aber selbstverständlich 
nicht dasjenige der Sozialdemokraten, welche zwar allerdings ein 
Eingreifen des Staates zur Anbahnung besserer sozialer Verhält¬ 
nisse fordern, aber zugleich von dem Grundsätze ausgehen, daß 
die Umgestaltung der Gesellschaft nur das Werk des Volkes selbst 
sein könne.«. 

u ) Georg v. Vollmar: »Ueber Staatssozialismus.« Nürnberg 1892. Wör¬ 
tern u. Comp. 48 pp. 
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Die feine Unterscheidung zwischen dem »Staatssozialismus« 
und dem »Staatssozialismus an sich« ist wohl als etwas spezi¬ 
fisch Deutsches zu betrachten, genau wie das »Ding an sich«. 
Derlei Worte sind sowohl ins Holländische wie in andere Sprachen 
unübersetzbar. Die Zusatzwörtchen »an sich« deuten nur an, 
daß etwas logisch nicht ganz in Ordnung ist. In seiner Besprechung 
der Vollmarschen Broschüre hat Karl Kautsky sehr richtig ge¬ 
sagt, daß »wohl nichts klarer zutage getreten ist, als die Not¬ 
wendigkeit, daß wir uns über den Begriff des Staatssozialismus 
einigen« lu ). Das ist aber nicht geschehen. Insbesondere Voll- 
mar ist dadurch, daß auch er für die Resolution der Parteimehr¬ 
heit in Erfurt gestimmt hat, für das Fortdauern der Begriffs¬ 
verwirrung in diesem Punkte sehr stark mit verantwortlich. 

Vollmar versteht unter dem Worte Staatssozialismus 
folgendes: »Man kann unter Staatssozialismus, ganz allgemein 
genommen, den Grundsatz verstehen, daß der bestehende Staat 
nicht bloß eine Organisation zu politischen Zwecken sei, sondern 
daß sich seine Souveränetät auch auf das wirtschaftliche Gebiet 
in dessen vollem Umfange erstrecke, so daß dem Staate nicht 
nur die Regelung des ganzen Verhältnisses zwischen Arbeitern 
und Unternehmern zusteht, sondern daß auch die Ueberführung 
beliebiger Teile der Gütererzeugung unter die Oberleitung oder 
selbst in den unmittelbaren Betrieb des Staates in seiner Befug¬ 
nis liege«. 

Vorsichtig und diplomatisch wie immer sagt hier Vollmar nur 
»man kann«, und kommt dann nochmals nachdrücklich darauf 
zurück, um zum Schlüsse zu bekennen, daß das nicht seine eigene 
Definition des Staatssozialismus sei. I-cider läßt er uns also in 
der Verwirrung sitzen. 

Vollmar hatte darauf hingewiesen, daß Kautsky selbst in der 
Neuen Zeit 1884 »das Eingreifen des Staates in die wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse« bezeichnet hatte als »Sozialismus im weitesten 
Sinne« und meint, daß »der oben angeführte Sozialismus im wei¬ 
teren Sinne sich vollkommen decken würde mit dem Staatssozia¬ 
lismus in dessen weitestgehender Definition«. Darauf gibt Kautsky 
zur Antwort, daß es aus dem Zusammenhang hervorgeht, daß er 
»an der betreffenden Stelle unter »Sozialismus im weitesten Sinne« 
Staatssozialismus und demokratischen Sozialismus (oder Kommu¬ 
nismus) verstanden wissen wollte, daß demnach in dieser Defini- 


"•) Neue Zeit, Jahrg. X. Bd. 2 . 
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tion die charakteristischen Merkmale fehlen, die den Staatssozia¬ 
lismus von der Sozialdemokratie scheiden«. 

Der Programmentwurf des Parteivorstands definierte den 
Staatssozialismus als »das System der Verstaatlichung zu fiska¬ 
lischen Zwecken, das den Staat an die Stelle des Privatunterneh¬ 
mers setzt und damit die Macht der ökonomischen Ausbeutung 
und der politischen Unterdrückung des Arbeiters in einer Hand 
vereinigt«. Kautsky hält diese Definition für zwar nicht wissen¬ 
schaftlich genügend, aber doch propagandistisch richtig, da sie 
die Hauptkennzeichen des Staatssozialismus in zufriedenstellender 
Weise wiedergäbe. 

Wir wissen nicht recht, warum man den Staatssozialismus 
durchaus als deutsches oder doch preußisches Gewächs bezeich¬ 
net hat. Louis Blanc war ein ausgesprochener Staatssozialist. 
Alle Romane, die den Zukunftsstaat behandeln, sind durch und 
durch staatssozialistiseh. Wenn Kautsky sagt: »Der Staat, der 
zu verstaatlichen hat, ist der heutige preußische, dessen Gewalt 
womöglich noch verstärkt werden soll; es ist ein Staat, dessen 
Gewalt zwar unabhängig ist von den Klassen, der aber doch das 
Interesse des Grundbesitzes als das höchste betrachtet, also der 
richtige Junkerstaat«, so werden wir antworten: Gewiß, der 
Staatssozialismus wird in Preußen die Verstaatlichung des preu¬ 
ßischen Staates bedeuten, aber in Frankreich, England, Holland 
u. s. w. die Verstaatlichung des französischen, englischen, hol¬ 
ländischen Staates. Vollmar hat vollkommen recht, w r enn er 
sagt: »Ich werde zeigen, daß auch bei dieser Auffassung — 
das heißt die in größerem Maßstabe bewirkte Ucberführung neuer 
Gewerbe und Funktionen in den Betrieb des Staates — die 
deutsche und internationale Sozialdemokratie von jeher eine Reihe 
von Maßnahmen der stufenweisen Anbahnung einer besseren Ge- 
sellschaftsorganisation angestrebt hat, welche man ganz wohl als 
staatssozialistisch bezeichnen kann«. 

Hier plädiert Vollmar durchaus in meinem Sinne. Natürlich 
kann die Verstaatlichung den Arbeitern nicht gleichgültig sein 
und Kautsky sagt denn auch im Hinblick auf die Bodenreformer: 
»Sollte (jedoch) wirklich eine starke bürgerliche Bewegung zu 
Gunsten einer Verstaatlichung des Grund und Bodens aufkommen, 
so kann sie nicht bloß der Sympathien, sondern auch des tätigen 
Beistandes des Proletariats sicher sein, das ebenso dafür eintreten 
wird, wie cs heutzutage mit voller Kraft die Kornzölle und den 
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Militarismus bekämpft, wenn es sich auch über den Erfolg et¬ 
waiger Reformen auf diesen Gebieten keinen Illusionen hingibt. 
Gar manches wird unter diesen bürgerlichen Reformen angestrebt, 
das den Klasseninteressen des Proletariats entschieden schädlich 
ist. Die Bodenbesitzreform gehört nicht dazu. Erwarten wir auch 
von ihr bei weitem nicht die wohltätigen Folgen für das Prole¬ 
tariat, die Flürscheim in Aussicht stellt, hielten wir auch eine 
Konzentrierung der Kräfte der Arbeiterklasse auf die Bodenbesitz- 
rcform-Bewegung für eine schädliche und entschieden zu be¬ 
kämpfende Kraftverschwendung, so gestehen wir doch gerne zu, daß 
die Verstaatlichung des Grund und Bodens zu den wenigen Re¬ 
formen gehört, die innerhalb des Rahmens der modernen Pro¬ 
duktionsweise dem Proletariat eine Erleichterung schaffen und 
kein Hindernis seines Emanzipationskampfes bilden würden«. Wir 
können also sagen: habemus reum confitentem. 

Auch in seiner bekannten Rede über das Tabaksmonopol 
hat Vollmar im Reichstag deutlich durchblicken lassen, daß die 
Sozialdemokratie »an sich für die Verstaatlichung eine gewisse 
Neigung hat, insofern dieselbe den Staat, im Prinzip wenigstens, als 
den allein berechtigten Anordner der Produktion aufstellt«. Hier 
haben wir also das Geständnis, daß der Staat im Prinzip »der 
allein berechtigte Anordner der Produktion« ist. Welcher Staat? 
Natürlich der bestehende Staat, als der einzige, mit dem prak¬ 
tisch gerechnet werden kann. 

Auch aus den Programmen der sozialdemokratischen Parteien 
außerhalb Deutschlands geht klar hervor, daß »die Verstaat¬ 
lichung eine allgemeine ökonomische Erscheinung ist, welche 
allen Ländern gemeinsam ist«. Im Programm der schweizerischen 
Sozialdemokratie heißt es sogar, daß »in wirtschaftlicher Be¬ 
ziehung die den heutigen Verhältnissen am besten anzupassende 
Form der Verwirklichung des sozialdemokratischen 
Zieles also die Organisation aller wirtschaftlichen Tätigkeit durch 
das Volk, die Verstaatlichung« sei, um zum Schlüsse folgende 
Konklusion zu ziehen: »so wird der Leser nunmehr erkennen, 
daß die Sozialdemokratie aller Orten tatsächlich eine ganze Reihe 
von Maßregeln angestrebt hat und anstrebt, welche man ganz 
wohl als staatssozialistisch bezeichnen kann«. Ich kann wohl 
ruhigen Gewissens sagen, daß ich somit meine dahingehende Auf¬ 
stellung aktenmäßig erwiesen habe. 

Wir haben unsere These hier um ein ganzes Ende gefördert. 
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Denn in den von uns gewählten Beispielen tritt das Bekenntnis 
zum Staatssozialismus mit aller Offenheit ungekränkt zu Tage, 
sowohl im Prinzip als auch in den praktischen Maßregeln zur 
Erreichung des Zieles. 

Auf dem Parteitag in Berlin 1892 wurde die Frage des 
Staatssozialismus von der deutschen Sozialdemokratie offiziell auf 
die Tagesordnung gesetzt. Die einstimmig angenommene Reso¬ 
lution lautete folgendermaßen: 

>Der Parteitag erklärt: 

Die Sozialdemokratie hat mit dem sogenannten Staatssozia¬ 
lismus nichts gemein. 

Der sogenannte Staatssozialismus, insoweit er auf die Ver¬ 
staatlichung zu fiskalischen Zwecken hinzielt, will den Staat an 
die Stelle der Privatkapitalisten setzen und ihm die Macht geben, 
dem arbeitenden Volk das Doppeljoch der ökonomischen Aus¬ 
beutung uud der politischen Sklaverei aufzuerlegcn. 

Der sogenannte Staatssozialismus, insoweit er sich mit So¬ 
zialreform oder Verbesserung der Lage der arbeitenden Klassen 
beschäftigt, ist ein System von Halbheiten, das seine Entstehung 
der Furcht vor der Sozialdemokratie verdankt. Er bezweckt, 
durch kleine Konzessionen und allerlei Palliativmittei die Arbeiter¬ 
klasse der Sozialdemokratie zu entfremden und diese dadurch zu 
lähmen. 

Die Sozialdemokratie hat nie verschmäht, solche staatliche 
Maßregeln zu fordern oder — falls von anderer Seite vorge- 
schlagcn — zu billigen, welche eine Hebung der Lage der Ar¬ 
beiterklasse unter dem gegenwärtigen Wirtschaftssystem herbei¬ 
führen könnten. Sie betrachtet solche Maßregeln aber nur als 
kleine Abschlagszahlungen, die ihr Streben nach der sozialistischen 
Neugestaltung des Staates und der Gesellschaft in keiner Weise 
beirren. 

Die Sozialdemokratie ist ihrem Wesen nach revolutionär, 
der Staatssozialismus konservativ. Sozialdemokratie und Staats¬ 
sozialismus sind unversöhnliche Gegensätze«. 

Wer die Resolution, der sowohl Vollmar als auch W. Lieb¬ 
knecht zustimmten, aufmerksam durchliest, wird die in ihr ent¬ 
haltenen Widersprüche leicht entdecken. Die in ihr enthaltene 
praktische Anweisung sieht nur zu sehr jenem Dieb ähnlich, 
der, um die Aufmerksamkeit von seiner Person abzulenken, Haltet 
den Dieb! rief. Nach dem kategorischen Ausspruch, daß »Sozial- 
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dcmokratie und Staatssozialismus unversöhnliche Gegensätze« 
seien, müßten eigentlich alle Zweifel verstummen. Aber wenn 
man eingehend weiter liest und erfährt, daß der Staatssozialismus 
sich die Aufgabe stellt, soweit er sich mit der Erreichung von 
sozialen Reformen und Verbesserung der Lage der arbeitenden 
Klassen befaßt, die Arbeiter durch die Gewährung von kleinen 
Reformgcsetzchcn und Palliativmittclchcn zu verwirren und der So¬ 
zialdemokratie zu entfremden, wird man stutzig. Denn dieses Ziel 
hat mit der »Sache an sicht — um sich einmal dieser sozialdemo¬ 
kratisch-philosophischen Terminologie zu bedienen — nichts zu tun. 
Reformen werden doch wohl in allen Fällen zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiterklasse gegeben. Die Sozialdemokratie verschmäht 
keineswegs Maßregeln, die die Lage der Arbeiter unter dem gegen¬ 
wärtigen Wirtschaftssystem vonStaatswegcn verbessern. Ob sic diese 
nun als »kleine Abschlagszahlung« betrachtet oder nicht, ist dabei 
völlig gleichgültig. Staatssozialismus und Sozialdemokratie sind 
sich also darin eins, die Lage des Proletariats auf gesetzgeberischem 
Wege zu verbessern. Beide wollen also dasselbe. An Stelle des 
vermeintlichen Antagonismus haben wir also zum mindesten eine 
vorläufige Uebercinstimmung beider vor uns. 

Der sog. Staatssozialismus, heißt es in der interessanten, noch 
heute maßgebenden Resolution weiter, will den Staat an Stelle 
des Privatkapitalistcn setzen. Aber das ist ja gerade derselbe Vor¬ 
wurf, den die wissenschaftlichen Gegner der Sozialdemokratie 
dieser selbst vorwerfen. In seiner Schrift »Gesellschaftliches und Pri¬ 
vateigentum ?« spricht Eduard Bernstein aus, daß »zunächst nur die 
Verstaatlichung der eigentlichen Großproduktion« nötig sein würde. 
Kr meint, cs sei töricht, sich darüber zu streiten, »ob der Staat erst 
nur die Kontrolle oder sofort die unmittelbare Leitung des Produk¬ 
tionsprozesses zu übernehmen haben wird.« Für ihn besteht die 
Hauptsache in der »einheitlichen Regelung der Produktion«. Diese 
Worte beziehen sich nicht auf die Zukunft, sondern auf den 
Gegenwartsstaat, denn: »auch hierfür lassen sich unter der 
heutigen Gesellschaft bereits eine Reihe entsprechender Bei¬ 
spiele anführen.« Also sofort und jetzt schon! **). Kautsky seiner¬ 
seits sagt in der Erläuterung zum Erfurter Programm: »Der Ucbcr- 
gang zur sozialistischen Gesellschaft bedingt keineswegs die Ex¬ 
propriation der Klcinhandwcrker und Kleinbauern« ,3 ), deren An- 

**) Eduard Bernstein: »Gesellschaftliches und Privateigentum.« Berlin 1891. 

**) Karl Kautsky und Bruno Sc h ö n 1 an k : »Grundsätze und Forderungen 
der Sozialdemokratie.« Berlin 1904. Verl. VorwHrts. 
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kündigung, setzen wir hinzu, allerdings dem Wahlsozialismus von 
heute gefährlich werden könnte. Der sozialdemokratische Bauer auf 
dem Lande muß doch vor allen Dingen beruhigt werden ! Vander- 
velde geht sogar so weit, vorzuschlagen, man solle sich mit der Ver¬ 
gesellschaftung der Bergwerke, Steingruben und der großen Ver¬ 
kehrs- und Produktionsmittel zufrieden geben u ), da der Klein¬ 
handel und die Kleinindustrie gerade den besten Boden für die 
freie Assoziation abgeben würden. 

Liebknecht hingegen verteidigt die von ihm eingebrachte Reso¬ 
lution auf dem Berliner Parteitag mit folgenden Worten: 

»Was ist Staatssozialismus? Staat und Sozialismus sind, wenn 
wir einerseits den Staat im heutigen Sinne, andererseits den rich¬ 
tigen Begriff des Sozialismus ins Auge fassen, vollkommen unver¬ 
einbare Gegensätze.« 

Das ist aber nur das Resultat einer Gedankenarbeit, in der die 
Worte so lange geknetet werden, daß jeder seinen eigenen Teig 
daraus machen kann. In Wirklichkeit sind »Staat und Sozialis¬ 
mus« absolut keine Gegensätze, wie der Jesuitenstaat in Para¬ 
guay beweist. Liebknecht selbst muß das an anderer Stelle zu¬ 
geben. Er sagte: 

»Der Staat von heute ist die organisierte kapitalistische Ge¬ 
sellschaft, ein Klassenstaat, der auf der heutigen Produktionsform 
beruht, in welcher die Arbeitsinstrumente im Besitz einer Klasse 
sind, welche die andere Klasse ausbeutet.« 

Aber in wissenschaftlichen Begriffen sind Zusätze wie die 
Worte »von heute« stets als Kontrebande zu betrachten. Der 
Staat wird doch aufgefaßt als eine Einrichtung zur Vertretung der 
Gesamtheit und zur Befriedigung allgemeiner Bedürfnisse. 

»Der Sozialismus dagegen will gerade dieses Klassen-Mono- 
pol der Arbeitsinstrumente aufheben und das ganze System der 
kapitalistischen Ausbeutung beseitigen.« 

Aber das Staatsmonopol soll nicht nur nicht abgeschafft, son¬ 
dern sogar verallgemeinert werden. Das geht schon daraus hervor, 
daß man sich für die »einheitliche Regelung der Produktion« durch 
den Staat als »den allein berechtigten Anordner der Produktion« 
erklärt. 

»Käme es aber dahin, daß der Staat seine Haut auszieht, 
daß er aufhört, ein Klassenstaat zu sein und daß er den Klassen¬ 
gegensatz durch Beseitigung der Klassen aufhebt, nun, dann ist 

**) Emile Vandervelde: »Le Collectivisme.« 
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er ja der sozialistische Staat, und in diesem Sinne könnten wir, 
wenn wir der Gesellschaft, welche wir gründen, den Namen Staat 
noch verleihen wollen, wohl sagen: was wir erstreben, ist Staats¬ 
sozialismus. Aber auch nur in diesem Sinne.« 

Liebknecht ist stets ein großer Jongleur mit Worten gewesen 
und es ist deshalb nötig, seinen Auseinandersetzungen immer ge¬ 
nau auf die Finger zu passen. So enthalten auch die Worte 
»wenn wir der Gesellschaft, die wir gründen, den Namen Staat 
noch verleihen wollen«, einen Hinterhalt. Denn »Staat« und »Ge¬ 
sellschaft« ist doch nicht dasselbe. Benjamin Tucker sagte, der 
große Unterschied zwischen Anarchie und Sozialdemokratie be¬ 
stehe darin, daß die ersten die Gesellschaft vom Staat verschlucken 
lassen wollten, während die letzteren den Staat von der Gesell¬ 
schaft verschlucken lassen wollten. Liebknecht erkennt in seinen 
Worten also implicite den staatssozialistischen Charakter seiner 
Partei — und somit die Richtigkeit unserer Theorie — an. 

Aber nach Ansicht der Sozialdemokratie unterschieben die 
Bürgerlichen sowie die Anarchisten dem Worte Staat stets die 
Bedeutung Gegenwartsstaat. Die bürgerlichen Staatssozialisten 
»wollen die Qua^atur des Zirkels, einen Sozialismus, der kein 
Sozialismus ist, in einem Staat, der das Gegenteil des Sozialis¬ 
mus ist«. 

Aber Liebknecht selbst hat von einem »Hincinwachscn in die 
sozialistische Gesellschaft« gesprochen, eine Auffassung, die eine 
langsame Reformarbeit involviert. Auch Bebel hat häufig der 
gleichen Ansicht Ausdruck verliehen. Die gewöhnliche Vorstel¬ 
lung von der Eroberung der öffentlichen Macht ist bei der Sozial¬ 
demokratie stets an den Parlamentarismus gebunden und hängt 
von der Eroberung der Mehrheit in den gesetzgebenden Körper¬ 
schaften ab. Hier sind die Jungen allerdings mit dem Meister in 
Widerspruch. Diesem war die Oekonomie die Basis des ganzen 
»Ueberbaues«, jene aber glauben, die Oekonomie mit Hilfe der 
Politik verändern zu können. 

Liebknecht sagt: »Der freie Staat kann nimmermehr der 
heutige Staat sein, ein freier Staat ist nie und nimmer möglich 
auf der Grundlage der kapitalistischen Produktion« sowie ferner: 
»Der Staatssozialismus im heutigen Sinne ist die Verstaatlichung 
auf die äußerste Spitze getrieben, die Verstaatlichung der ver¬ 
schiedensten Industriezweige, wie sie bei den Eisenbahnen schon 
größtenteils durchgeführt ist und bei der Tabaksindustric bereits 
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versucht wurde. Man will allmählich einen Betrieb nach dem 
andern verstaatlichen, das heißt den Staat an die Stelle des Pri¬ 
vatbesitzers setzen, den kapitalistischen Betrieb fortsetzen, nur mit 
Veränderung des Ausbeuters: statt des Privatkapitalisten der 
Staat«. 

Wenn Liebknecht dem hinzufügt, daß, »wenn der heutige 
Staat verstaatlicht, so bleibt der Staat, was er jetzt ist«, so ver¬ 
urteilt er damit die ganze Taktik der deutschen Sozialdemokratie 
unerbittlich. 

Die Taktik der Sozialdemokratie geht auf den Staat aus, und 
zwar mit staatlichen Mitteln. Sie trägt alle Merkmale des Staates. 
Genau wie der Staat, hat auch sie ihre Rebellen, und genau wie 
er die seinen, behandelt sie die ihrigen. So lange der Schreiber 
dieses der Freund der deutschen Sozialdemokratie war, nannte 
man ihn »unseren bedeutenden und tapferen Mitkämpfer«. Seit¬ 
dem er an der Richtigkeit ihrer Lehren zweifelt, ist er »der alte 
redselige Pfarrer« geworden und seine Schriften sind von dem 
Parteiverleger vom Verkauf zurückgezogen oder direkt verboten 
worden. 

Zwar wird der Staatssozialismus der Partei bisweilen in ihren 
eigenen Reihen bekämpft. Kurz nach dem Falle des* Sozialisten¬ 
gesetzes traten die sog. Jungen gegen die Parteileitung auf und 
Dr. Hans Müller schrieb: »es begann ein Klassenkampf in der 
Partei zwischen dem revolutionär-proletarischen und dem possibi- 
listisch-kleinbürgerlichen Element« ,a ). Aber jeder neue Parteitag 
vollzog einen neuen Schritt vom Sozialismus hinweg, wenn auch 
in der Form der Springprozessionen in Echternach, einen Schritt 
vorwärts und zwei zurück, wie in Jena und Mannheim, wo mit 
einem ungeheuren Aufwand von Kunst bewiesen wurde, daß die 
dem Generalstreik feindliche Resolution der Gewerkschaften von 
Köln und die dem Generalstreik »gegebenenfalls« freundliche Re¬ 
solution der »radikalen« Sozialdemokraten vom Parteitag in Jena 
sich eigentlich gar nicht widersprechen. 

Allzueifrige Versuche, die Sozialdemokratie restlos im 
Staatssozialismus aufgehen zu lassen, stoßen zwar zunächst auf 
Widerstand. Aber zuletzt behalten immer diese Rebellen recht 
und der Friede, den sie mit den Orthodoxen schließen, fällt nicht 
zu ihren Ungunsten aus. 

'•) Han* M Q 11 e r : »Der Klassenkampf in der deutschen Sozialdemokratie.« 
Zürich 1892. Verlagsmagazin Schäbelilz. 
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Auf dem Parteitag in Erfurt bestand die Absicht, gegen 
Vollmar mit den schärfsten Mitteln vorzugehen. Bebel, Lieb¬ 
knecht und andere beschuldigten ihn, eine neue Taktik in die 
Partei cinführen zu wollen, so daß man ruhig den Namen der 
sozialistischen Partei in den einer »Deutschen Arbeiterpartei« ver¬ 
wandeln könne. Aber als Vollmar seine Zähne zeigte und 
drohte, wenn man eine scharfe Resolution gegen ihn annähme 
und seine Ideen als nachteilig bezeichne, er zum letzten Male 
zur Partei gesprochen haben würde, wurde alle Schärfe aus den 
vorliegenden Resolutionen entfernt und zum Schluß eine Reso¬ 
lution angenommen, für die Vollmar selbst stimmen konnte. Das 
geschah nicht etwa, weil Vollmar einigermaßen nach links, son¬ 
dern umgekehrt, weil die gesamte Partei nach rechts abge¬ 
schwenkt war. 

Auf dem Parteitag zu Berlin platzten die Meinungen von 
Vollmar mit denen der Parteileitung wieder aufeinander. Aber 
der Schlußakt des Streites bestand in einer gegenseitigen Apotheose. 
Später trat dann Eduard Bernstein auf und gab Ideen kund, die 
von Liebknecht als die Negation des gesamten Programms be¬ 
zeichnet wurden ,fl *); aber auch dieser Streit endigte mit einer 
»embrassae'j gönörale«. Bei all diesen neuen Streitigkeiten hat die 
Parteileitung eine ungewöhnliche Virtuosität an den Tag gelegt. 
Die staatssozialistischc Diplomatie siegte glänzend. 

Die Sozialdemokraten leugnen ihre Verwandtschaft mit dem 
Staatssozialismus zu Unrecht ab. Sie haben den Louis Blanc- 
schen Gedanken von der Regierung als höchsten Regler der 
Produktion übernommen, und sic treiben damit bonapartistische 
Sozialpolitik lfl ). 

Diesen Staatssozialismus hat die deutsche Sozialdemokratie 
nach Kräften exportiert. Er ist zwar »madc in Gcrmany^, hat aber 
heute überall Wurzel geschlagen, wo ein günstiger Boden vor¬ 
handen war. 

Theoretisch betrachtet sind die Sozialdemokraten allerorts dem . 
Staatssozialismus gegenüber in hohem Grade unsicher und schwan¬ 
kend geblieben, sie haben ihn in einem Atem als »eminent staats- 


’*•) W. Liebknecht: »Kein Kompromiß, kein Wahlbündnis!« Berlin 1890. 
Verl. Vorwürts. 

*•) Louis Napoleon Bonaparte hat in seiner Broschüre : »Kxtinction 
du Pauplrism« drei Dinge verlangt: 1) une Loi, 2 ) la mise de fonds, 3) L'orga- 
nisation. 
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bildend« und als »staatsstürzende Kraft« apostrophiert, wie sie denn 
überhaupt in allen ihren Begriffen und Ansichten überaus schwan¬ 
kend sind und einmal den Sozialismus als nahe bevorstehend — 
wir erinnern an Bebels Wort auf einem Parteitag, daß nur wenige 
der Anwesenden die Erreichung des Endziels nicht mehr erleben 
würden — ein andermal wieder als in weiter Feme liegend ver¬ 
künden. So auch dem Staate gegenüber, von dem es einmal 
heißt, er fiele sofort nach der Eroberung der Macht durch das 
organisierte Proletariat »in sich selbst zusammen«, dann wieder, 
er werde unmittelbar nach der Besitzergreifung durch die Sozial¬ 
demokratie »weiter ausgebaut«. 

Der Zukunftsstaat wird nach den offiziellen Mitteilungen 
Kautskys 17 ) in einem sozialistischen Gemeinwesen bestehen, in dem 
»alle Produktionsmittel in einer Hand vereinigt« sind und es »nur 
einen einzigen Arbeitgeber gibt, den zu wechseln unmöglich ist«. Das 
wird also ein ungemein kräftiges Staatswesen, das dem der ab¬ 
soluten Monarchie ähnlich sieht, denn ob die Macht in der Hand 
einer Person oder einiger weniger Personen liegt, hat bei gleicher 
Gradstärke der Zentralisation genau dieselbe Wirkung. Es ist auch 
nicht verlockend, wenn Kautsky selbst zugibt, daß wenn »der Ar¬ 
beiter unter der kapitalistischen Großindustrie noch eine gewisse 
Freiheit hat«, dies in der sozialistischen Gesellschaft nhht mehr der 
Fall sein könne, daß in ihr der Arbeiter also selbst das Stück¬ 
chen kapitalistischer Freiheit noch einbiißt. An Stelle der Ab¬ 
hängigkeit des Arbeiters von einem Kapitalisten, dessen Inter¬ 
essen wenigstens den seiner Konkurrenten feindlich gegen¬ 
überstehen, setzt die Sozialdemokratie die »Abhängigkeit von 
einer Gesellschaft, deren Mitglied er selbst ist, einer Gesellschaft 
gleichberechtigter Genossen, die gleiche Interessen haben.« Aber 
die Unfreiheit bleibt dieselbe, ob der Anlaß zu ihr von einem 
Fabrikanten oder von einem Hundert gleichberechtigter Genossen 
ausgeht. Wenn Kautsky gleich darauf auch noch sagt: »Die 
Gewerkschaften sind bereits ein Bild jener »Tyrannei des sozia¬ 
listischen Zwangsstaates«, von der unsere Gegner faseln. Da werden 
bereits die Arbeitsbedingungen des Einzelnen auf das genaueste 
und strengste gehandhabt, cs ist aber bisher noch keinem Mit¬ 
glied einer dieser Gewerkschaften eingefallen, darin eine unerträg¬ 
liche Beeinträchtigung seiner persönlichen Freiheit zu erblicken«, 
so müssen wir gestehen, daß cs uns sehr gewagt erscheint, solche 
,T ) Kautsky: Erläuterungen zum Erfurter Programm. Loco cit. 
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Dinge niederzuschreiben. Heute haben schon genug Mitglieder 
der Gewerkschaften selbst eingesehen, wie schwer die Tyrannei ihrer 
Organisationen auf ihnen lastet, die bei Strafe des Hungertodes 
von den Kollegen unbedingten Gehorsam fordern. 

Kautsky hat schön sagen : »aber die Unfreiheit der Arbeit 
verliert in einem sozialistischen Gemeinwesen nicht nur ihren 
drückenden Charakter, sie wird auch die Grundlage werden der 
höchsten Freiheit, die im Menschengeschlecht bisher möglich ge¬ 
wesene. Die Arbeit verliert ihren »drückenden Charakter« nie, 
und nun soll sie gar noch zur »Grundlage der höchsten Freiheit« 
werden. O sancta simplicitas! Das heißt ja beweisen wollen, 
daß Freiheit Unfreiheit ist und noch dazu desto freier wird, je 
unfreier sie ist. 

»Nicht die Freiheit der Arbeit, sondern die Befreiung von 
der Arbeit, wie sic das Maschinenwesen in einer sozialistischen 
Gesellschaft in weitgehendem Maße ermöglicht, wird der Mensch¬ 
heit die Freiheit des Lebens bringen, die Freiheit künstlerischer 
und wissenschaftlicher Betätigung, die Freiheit des edelsten Ge¬ 
nusses.« 

In diesen Worten Kautskys liegt wirklich eine merkwürdige 
Auffassung vom Begriff der Arbeit. Niemand will Befreiung von 
der Arbeit. Was wir erstreben, ist lediglich eine Befreiung von 
der Zwangsarbeit, das heißt die Freiheit, wann, wo und wie es 
beliebt arbeiten zu können und sich darin keine Vorschriften 
machen zu lassen. Wenn die Leitung einer Produktivgenossenschaft 
auch wenn sie mit durch meine Wahl zustande gekommen ist, 
das Recht hat oder beansprucht, über meine Arbeitskraft nach 
Belieben zu verfügen, dann wird meine »Freiheit« kommandiert. 
Gewiß ist eine Arbcitsregel unerläßlich, aber der Befehl, sich 
einer bestimmten Regel und keiner anderen zu unterwerfen, ist 
Unfreiheit. Es muß die Möglichkeit vorhanden sein, sich einer 
bestimmten Regelung, die uns nicht behagt, zu entziehen und 
sich nach einer anderen umzusehen oder eine andere Regelung 
mit anderen zu vereinbaren, die unserem Sein besser entspricht. 
Die sozialdemokratische Freiheit ist hingegen nur eine Karrikatur 
auf die Freiheit. Der kleine Blick, den Kautsky uns gestattet hat, 
auf sie zu werfen, ruft nicht den Wunsch hervor, sie näher per¬ 
sönlich kennen zu lernen. 

Quack hat ganz Recht, wenn er sagt, der marxistische Staat 
werde in einem Heer von Beamten bestehen und nur Kontrolleure 
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und Kontrollierte kennen, denn er schließe jede freie Vereinigung 
freier Menschen von vornherein aus. Zwar werde in ihm jeder 
Mensch sein Brot haben, aber die Liebe zum Lebensunterhalt 
werde dabei das Motiv des Lebens selber, nämlich die Würde 
des freien Menschen, preisgeben ,8 ). 

Der logische Schluß ist unabwendbar: die Bahn des Parla¬ 
mentarismus führt zum Staatssozialismus. Seit die Sozialdemo¬ 
kratie resolut diese Bahn betreten hat, ist nicht mehr davon die Rede 
gewesen, daß sie vor allen Dingen auf die Vernichtung des alten 
Staates hinzuwirken habe (nach dem jungen Liebknecht), wenn sie 
auch * für die soziale Praxis sich erst den staatlichen Boden erkämpfen « 
müsse. Es ist der Partei so gegangen, wie es, nach des alten 
Liebknechts Worten, der alten Fortschrittspartei ergangen war, die 
»sich im eigentlichsten Sinn des Wortes totgeredet hat«, denn das 
»Volk hörte stets dieselben Reden und sah stets dieselbe Resultat¬ 
losigkeit« : sie befindet sich auf dem Wege, der dahin führt, daß das 
Volk sich von ihr abwendet, »erst mit Gleichgültigkeit, dann mit 
Ekel«. Liebknecht hat sich genugsam lustig gemacht über die, die 
das »allgemeine Stimmrecht halten für die wundertätige Springwurzel, 
welche den »Enterbten« die Pforte der Staatsgewalt öffnet« und sagt, 
daß diejenigen, welche lehren, daß »in dem Wahne, sich auch 
im Polizei- und Militärstaat an dem allgemeinen Stimmrecht, wie 
weiland Münchhausen an seinem Zopf, aus dem Sumpf des 
sozialen Elends herausheben zu können« verdienen, daß »Münch¬ 
hausens Zopf ihr Hinterhaupt schmücken sollte«. 

Ich verweise auf mein 1895 * n Paris erschienenes Buch »Le 
Socialisme en Danger«, in welchem ich den Entwicklungsprozeß 
der Sozialdemokratie Schritt für Schritt verfolgt habe ,8 *). Diese Partei 

*•) H. P. G. Quack: »De Socialisten.« Loco eil. 

**•) Wenn ich heute, nach dreizehn Jahren, diese meine Arbeit wieder zur 
Hand nehme, bin ich selbst verwundert, wie genau damals meine Diagnose der 
Partei gewesen ist, denn die Partei hat sich in genau derselben Weise zurückent¬ 
wickelt, wie ich es vorausgeschen habe, nur vielleicht noch etwas rascher als ich 
es damals ausgesprochen habe; Friedrich Engels sagte mit Recht: »combien aise- 
ment et doucement on glisse une fois sur la penle«. Diese Worte müßten mit 
großen Lettern am Giebel aller Vereinslokale wie im Titelblatt aller Partciblätler 
angebracht sein. Vielleicht gälte auch hier das Wort: selbst wenn ein Engel 
(Engels) vom Himmel herabkime, sie würden nicht auf ihn hören. 

Mehr und mehr scheint es wahr zu werden, was ich derzeit schon sagte, daß 
der Triumph der Sozialdemokratie der Untergang des Sozialismus sein wird, wie 
der Triumph der christlichen Kirche den Zusammenbruch des christlichen Prinzipes 
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dient nur dazu, einem fünften Stand das Leben zu geben. Die Ge¬ 
fahr für den Sozialismus besteht in dem Einfluß des Kapitalismus 
auf die Sozialdemokratie selbst. In demselben Maße, da eine immer 
größer werdende Zahl ihrer Anhänger etwas zu verlieren haben, 
verliert sie ihren Charakter. Die Zeiten, in denen man mit dem 
kommunistischen Manifest ausrufcn konnte: »Ihr habt nichts zu 
verlieren als eure Ketten, ihr habt eine Welt zu gewinnen!« sind 
vorbei. Besitz aber macht immer träge. Daher ist die Sozial¬ 
demokratie mit den Jahren immer gemäßigter, verständiger, prak¬ 
tischer, diplomatischer, schlauer, geworden. Damit hat sie aller¬ 
dings gleichzeitig alle ihre Kraft und Größe eingebüßt und ist 
farblos geworden. Wir sind überzeugt, daß sie immer noch mehr 
Stimmen auf ihre Kandidaten vereinigen, immer noch mehr Würden¬ 
träger gewinnen wird, daß ihr Buchhandel immer schwunghafter 
werden, ihre Bierhäuser und Zigarrenverkaufsstellen immer mehr 
anwachscn, daß ihre Konsumvereine immer mehr Bäckereien 
gründen, mit anderen Worten, daß die Zahl derer, die an 
einer friedlichen und ruhigen Entwickelung ökonomisch interes¬ 
siert sind, stets zunehmen wird. Aber wir sind ebenso sicher, 
daß mit alledem der der Partei selbst gefährliche »revolutionäre 
Geist« verschwinden wird. Kapitalistische Leitmotive leiten be¬ 
reits heute häufig die Parteipolitik. Als vor etlichen Jahren die Ar¬ 
beitslosen in Berlin einen Umzug gemacht hatten, wurden sie von 
der Parteileitung als »Ballonmützen« beschimpft, weil sie sich er¬ 
laubt hatten, die Läden einiger sozialdemokratischen Boutiker 
zu plündern. Die Beschädigung »sozialdemokratischen Eigentums« 
wird zum größten Verbrechen, das Arbeiter begehen können. 

* * 

* 

Wenn man das Grundgesetz des staatssozialistisch-sozialdcmo- 
kratischen Zukunftsstaates auf die einfachste Formel bringen will, 
kann man sagen : das Recht der Mehrheit ist absolut. Die Hälfte 
i hat das Recht auf Unterdrückung der Hälfte — I. Die 
Hälfte -f- i darf nach eigenem Willen alles schaffen nach ihrem 
Gutdünken. Aber Regierung ist immer Unterdrückung, unter 
welcher Form und in welcher Zahl sie sich immer konstituieren 
möge. Das ist von Fröderic Bastiat in seinen »Petits Pamphlets« 

bedeutet. Schon heute sind die internationalen Kongresse zu ökonomischen Kon¬ 
zilen geworden, in denen die triumphierende Richtung die Genossen, welche ander* 
denken, genau wie Ketzer, in Acht und Bann tut, ohne zu bedenken, daß noch 
zu allen Zeiten die Ketzerei das Salz des Fortschrittes war. 
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sowie von P. J. Proudhon und Herbert Spencer, in deren Werken 
man nachlesen möge, auf unnachahmliche Weise auseinanderge¬ 
setzt worden. 

Es bliebe nur noch übrig, die Idee der Autorität zu analy¬ 
sieren, die im letzten Grunde das wertvollste Kriterium zur Ein¬ 
teilung und Unterscheidung von Ideengängen und Theorien bildet. 
Aber eine derartige Untersuchung würde uns zu weit führen und 
außerdem können wir uns hier in allem den Ausführungen Proud- 
hons in seiner *Id£e G6n6rale de la Revolution au XIX Sifccle« 
anschließen. 

* * 

* 

Resümieren wir zum Schluß in Kürze unsere Ansichten. 

Wer die Formel der Eroberung der politischen Macht an¬ 
nimmt, zunächst als das vornehmste Ziel und dann als das Ziel 
schlechtweg, der muß beim Staatssozialismus endigen. Der Staats¬ 
sozialismus als solcher ist unabhängig von der Existenz oder Nicht¬ 
existenz einer absolut monarchischen Oberleitung. Im Begriff 
Staat liegt nicht der Begriff der Monarchie, wohl aber der der 
straffen Zentralleitung eingeschlossen. Er sagt uns nichts darüber, 
ob diese Zcntralleitung ein oder viele Häupter haben soll. 

Da die Sozialdemokratie, den Fußspuren Marxens folgend, 
also nach der Verstaatlichung strebt, wie sie es ja selbst zugibt, 
so ist sie als staatssozialistisch zu bezeichnen. Die Entschul¬ 
digung, daß sie es nur für die Zukunft und nicht für *die Ge¬ 
genwart sei, ist vollkommen hinfällig; denn ihre tägliche Praxis 
liefert uns die Beweise, daß sie nicht an den Staat der Zukunft, 
sondern an den Staat der Gegenwart, den monarchistischen und 
militaristischen Staat, denkt. Wer innerhalb des bestehenden 
Staates für die Erweiterung der Machtsphäre des Staates tätig ist, 
der muß auch in theoretischer Hinsicht ein Staatssozialist sein. 

Freilich sind selbst unter den Anarchisten die Meinungen 
hierüber geteilt. Luigi Fabbri, der mir sonst politisch sehr nahe 
steht, hat in einem der letzten Hefte dieser Zeitschrift gerade die 
entgegengesetzte These aufgcstellt, indem er behauptete, das 
Marxsche Ideal der gesellschaftlichen Rekonstruktion sei in hohem 
Grade libertär und antistaatlich gewesen und Bakunin habe sich 
von Marx lediglich in Fragen der inneren Organisation der Inter¬ 
nationalen und im Temperament unterschieden. Der Rest der 
Meinungsverschiedenheiten beider Männer aber seien pure Zanke- 
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reien gewesen ,# ). 

Ich gebe sofort und ohne weiteres zu, daß »die heutige Theorie 
des autoritären und zentralistischen Kollektivismus als auch die 
des anarchistischen Kommunismus sowie endlich die der indivi¬ 
dualistischen Propaganda der Tat in der Zeit der Internationalen 
nur im Keime und noch dazu in ungeheuer verschiedenen Schat¬ 
tierungen vorhanden war«. Aber wo es »Keime« gibt, muß cs 
nach naturwissenschaftlichen Gesetzen eine Entwicklung gehen. Daß 
die Entwicklung die Gegensätze zwischen Anarchisten und Sozia¬ 
listen verschärft hat, ist also nur natürlich. 

Sobald aber einmal anerkannt wird, daß schon in der Inter¬ 
nationalen die »Keime« des Anarchismus schlummerten, fällt auch 
die These von den Temperamentsunterschieden, die, nach Kabbri, 
die Hauptursache des Zerwürfnisses zwischen Marx und Bakunin 
gewesen sind, in sich zusammen. 

Das persönliche Element ist überall unleugbar, aber der scharfe 
Gegensatz zwischen der sozialdemokratischen und der anarchisti¬ 
schen Gedankenwelt setzt doch auch einen ideellen Antago¬ 
nismus voraus. Wäre die Gegnerschaft zwischen den beiden 
Fraktionen heute noch möglich, wenn sie nur auf den Zwist 
zwischen Marx und Bakunin von Anno dazumal zurückzuführen 
wäre ? Wäre dem so, so würden sich die Nachfolger beider Männer 
wohl von dieser Vergangenheit losgesagt haben. Sie würden 
sich gesagt haben, daß beide Männer nun längst tot und nur 
ihre Ideen noch lebendig sind. 

Darum kommt es mir unrichtig vor, wenn Fabbri den Unter¬ 
schied zwischen den beiden Richtungen in der Internationalen als 
für mehr praktischer wie theoretischer Natur erklärt, daß er mehr 
die innere Organisation der Partei als die theoretischen Grenz¬ 
linien, mehr die Verschiedenheit der Charaktere als die der wis¬ 
senschaftlichen Ucberzeugung betroffen habe, und ich weise 
nochmals darauf hin, daß der Keim der Verschiedenheit auch ihm 
zufolge immer vorhanden war. 

Auch im Sperma kann der Forscher zunächst keine Unter¬ 
schiede erkennen, und doch scheiden sich nachher die Geschlech¬ 
ter und aus anscheinend demselben Sperma entstehen Mann und 
Weib. Gerade daraus, daß beide Männer, Marx und Bakunin, ganz 
andere Temperamente waren, muß der Schluß gezogen werden, 

'•) Luigi Fabbri: »Die historischen und sachlichen Zusammenhlngc zwischen 
Marxismus und Anarchismus.« Loco cit. 
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daß auch ihre Geistesrichtungen von einander sehr verschieden 
gewesen sein müssen. Auch kann die Abstammung der beiden 
nicht ohne tiefgehenden Einfluß auf ihre Weltanschauung geblieben 
sein. Karl Marx war ein Jude — sein Kapital ist voll talmudistischen 
Geistes — und hat geistig nie ganz den inneren Zusammenhang mit 
dem Kreise der Rabbiner, dem er physisch entstammte, verloren. 
Bakunin seinerseits war ein Christ und es ist ihm deshalb nie gelungen, 
sich von dem Glauben an das Absolute völlig zu befreien, wenn 
er sich auch bei ihm auf besondere Art und Weise offenbarte. 
Der eine war ein Deutscher, der an die Superiorität seines Volkes 
glaubte und in dem Russen den Erbfeind sah, gegen den es hieß, 
stets auf der Hut zu sein, der andere ein Slave, dessen Rasse 
bestimmt ist, in die alten Adern der Germanen und Romanen 
junges und frisches Blut zu gießen. Ich möchte auch hier wieder 
auf die Stelle hinweisen, in der Quack die Persönlichkeiten der 
beiden Männer gcgcnübcrstellt und charakterisiert: Marx, der ganz 
Strategie, Konzentration, Ausdauer, Bakunin, der ganz Feuer und 
Begeisterungsfähigkeit ist. Der eine ganz Meister über sich selbst, 
der andere ganz das Kind durchglühter edler Leidenschaft. Diese 
Schilderung Quacks, die einem Juwel, oder besser noch einem 
jener feinen und peinlich minutiösen Bildchen verglichen werden 
kann, mit welchen die Kleinkunst der holländischen Malerei im 17. 
Jahrhundert exzellierte, muß jeder gelesen haben, der sich für den 
Kampf zwischen den beiden Männern psychologisch interessiert t0 ). 
Marx hat m. E. entschieden Aehnlichkeit mit Kalvin, dessen mäch¬ 
tiger und logischer Geist auch so viel Einfluß auf andere ausgeübt 
hat. Beide waren Dogmatiker, der eine auf religiösem, der andere 
auf nationalökonomischem Gebiet. Beide haben das Dogma, das 
sie geschaffen, mit großer Konsequenz durchgeführt und vertei¬ 
digt. Wer einmal ihre Prämissen zugegeben, ist ihnen verfallen. 
Denn der Rest schließt wie eine Kette wunderbar schön zusam¬ 
men. So hat auch Sybel über Marx gesagt **). Der dogmatische 
Geist jener beiden Männer hatte kein Verständnis für irgend eine von 
ihnen abweichende Meinung. Hätte Marx statt im 19. Jahrhundert im 
16. Jahrhundert gelebt, er würde zweifellos mit Bakunin genau 
so verfahren sein wie der fanatische Genfer Reformator mit Mi¬ 
chael Servctus und anderen sogenannten Häretikern. Was Ale- 

*°) H. P. C. Quack: »De Socialisten. Personen en Stelscls.« Loco cit. 

**) Heinrich von Sybel: »Die Lehren des heutigen Sozialismus und Kom¬ 
munismus« in »VortrÄge und Aufsitze«. Berlin 1874. A. Hofmann. 
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xandcr Ivanowitsch Herzen über Bakunin schreibt, ist völlig richtig. 
Er hatte das Zeug zum Agitator wie zum Apostel, zum Parteichef 
wie zum Sektierer, zum Priester wie zum Soldaten. Man kann ihn 
sich ebenso als Anabaptisten wie als Jakobiner denken, mit Anar- 
charsis Clootz oder in der Umgebung von Babeuf, aber stets auf 
der äußersten Linken — immer und überall würde er die Massen 
mitgerissen und auf das Geschick der Völker Einfluß ausgeübt 
haben! 

Solche entgegengesetzt veranlagten Charaktere mußten bei 
der leisesten Berührung aufeinanderplatzen. 

Die kleinliche und armselige Weise, mit der Marx und 
Engels über ihre Widersacher herfielen, ist auch zum Charakteristi¬ 
kum ihrer Nachfolger in der Sozialdemokratie geworden. Heute 
noch erklingen dieselben Vorwürfe gegen die Ketzer, denen ihre 
»totale Unwissenheit« vorgehalten wird und die als »kleinbürger¬ 
liche Ideologen« verächtlich gemacht werden. Ja, wer ihrer 
Zucht sich nicht blindlings unterwirft, wird sogar geradezu als 
»Feind der Arbeitersache« verdächtigt. 

Natürlich wird durch alles dieses der Unterschied zwischen 
Marx und Bakunin, zwischen Sozialdemokratie und Anarchismus, 
noch nicht erklärt. Es scheint bei einigen Sozialisten eine Tendenz 
zu bestehen, die dahin geht, die scharfen Kanten zwischen beiden 
Richtungen nach Möglichkeit abzuschleifen, um auf diese Weise 
die beiden Richtungen zu sicherer Einheit zu bringen. Zum Schluß 
wird man noch nach dem Vorbild der katholischen Kirche mit 
ihrem Festtag St. Peter und Paul, eine »Marx-Bakunin-Gedächt- 
nisfeier« abhalten wollen. Auch die christliche Kirche hat 
ja die beiden feindlichen Brüder nach ihrem Tode allmählich 
in den gleichen Hciligcn-Kalendcr gebracht und verehrt sie heute 
als brüderliche Zwei-Einheit. Dieselbe Gefahr droht heute auch 
Marx und Bakunin. Marx war nicht so »staatsfreundlich« und 
Bakunin nicht so »antistaatlich«, wird gesagt, wie man es sich ge¬ 
meinhin vorstelle. Im letzten Grunde stimmen aber beide überein **). 

Viel eher als von Marx kann aber von Engels gesagt werden, 
daß er starke anarchistische Neigungen besessen habe. Zeugnisse 

”) Einen weiteren Schritt auf diesem Gebiete bedeutet neben den erwähnten 
Schriften von Luigi Fabbri und Rob. Michels auch die Schrift von 
Prof. Hubert Lagardelle: »Bakounine.« Conference prononcce le 24 janvier 
1908 dans la Salle des Sociales Savantes. Paris 1908. Ed. de la Guerre Sociale 

(23 PP-)- 
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dafür sind leicht in seinen Schriften »Herrn Eugen Dührings 
Umwälzung der Wissenschaft« sowie »Der Ursprung der Familie, 
des Privateigentums und des Staates« zu finden. Aber Engels 
war, wie wir in unserer Geschichte des Sozialismus schrieben, 
ein Janus mit zwei Köpfen und ist an seiner Zwieschlächtigkeit 
wissenschaftlich zu Grunde gegangen* 8 ). 

Es ist in hohem Grade nötig, die Dinge auseinanderzuhalten. 
Wenn nach Fabbri Sozialdemokratie und Anarchie zwei diver¬ 
gierende Linien darstellen, die zum Schlüsse zusammenlaufen, und 
nach anderen die Sozialdemokratie überhaupt nur ein Durchgangs¬ 
stadium auf dem Weg zur Anarchie bildet, so glaube ich dem¬ 
gegenüber behaupten zu dürfen, daß beide Richtungen einander 
parallel laufen und sie zwei Linien zu vergleichen sind, die sich 
auch in der Ewigkeit nicht schneiden. Beider Methode und beider 
Ideenwelt ist absolut gegensätzlich. Die einen wollen alles 
durch die Gesetzgebung erreichen, die anderen verwerfen jede 
Gesetzgebung. Die einen halten krampfhaft an dem Gedanken 
von der Notwendigkeit der Autorität fest, die ihnen zufolge allein 
gesellschaftliche Ordnung verbürgt. Die Anarchisten hingegen 
verwerfen jede Autorität, als den Ausgangspunkt zur Unfreiheit, zur 
Sklaverei. Zwischen beiden ist also keine Versöhnung möglich. 
Quack, auf dessen ausgezeichnete Ausführungen wir nochmals 
zurückgreifen müssen, hat Marx als einen Gesetzgeber dargestellt 
und ihm zwölf Tafeln in die Hand gegeben. Auf der sechsten 
dieser Gesetztafel steht: »Eine Klasse steht der anderen gegen¬ 
über. Deshalb muß Klassenmacht gegenüber Klassenmacht ge¬ 
stellt werden. Daraus ergibt sich die absolute Notwendigkeit für 
die Arbeiter, sich zu organisieren. Dabei muß natürlich der 
Wille des einzelnen dem Willen der Gesamtheit geopfert 
werden. Aus demselben Grunde muß' auch das Prinzip der Au¬ 
torität aufrecht erhalten werden. Die Eroberung des Staates und 
der kapitalistischen Feste muß der Beginn unserer Arbeit sein« * 4 ). 
Bei einer derartigen Auffassung muß natürlich das Wahlrecht den 
Eckstein bilden; das allgemeine Wahlrecht dient zur »Eroberung 
der politischen Macht«. Durch die politische Macht meistert man 
dann den Staat, die Feste des Kapitalismus. Als Uebergangs- 
maßregel zu diesem Ziel ist die Diktatur des Proletariats not- 

**) F. Domela Nieuwenhuis: »Geschiedenis van het Socialismec, loco 
eit. Vol. II, p. 228. 

* 4 ) H. P. G. Quack: >De Socialisten«, loco cit. 
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wendig. Diese Diktatur des Proletariats wird in der Praxis natür¬ 
lich auf eine Diktatur der sozialdemokratischen Führer, der Partei¬ 
leiter in den verschiedenen I-ändern, hcrauslaufcn. Das wäre dann 
die Auferstehung des »Gcneralrats« der alten Internationalen, 
deren Seele Marx war. Das Papsttum wird nicht abgeschafft, 
sondern nur erweitert. Statt des kirchlichen Papstes erhält man den 
sozialen Papst — die Diktatur der »Marxisten«, mit einem Kreis 
von Unterführern als Kollegium der Kardinälc. Diese Regierung 
nimmt dann die Regelung der Produktion in die Hand. 

Anders läßt sich die »Diktatur« nicht vorstellen. 

Wenn es eine Autoritätspartei gibt, d. h. eine Partei, in der 
die Autorität Alpha und Omega ist, dann ist es schon heute die So¬ 
zialdemokratie. Jedes zweite Wort eines rechtschaffenen Sozialde¬ 
mokraten ist »Parteidisziplin«. Als Autoritätspartei schlägt die So¬ 
zialdemokratie sogar die Katholiken und man kann in dieser Hinsicht 
sagen, daß der Sozialdemokrat dem Papst zu Rom näher steht 
als dem Anarchisten. Um die Autorität zu verteidigen, benutzt 
er alle seine Machtmittel, und in der Tat setzt ja auch Autorität 
das Vorhandensein und die Verwendung von Zwangsmitteln zur 
Zähmung von Rebellen voraus. Autorität ist aber nur ein an¬ 
derer Ausdruck für Gefängnis und Polizei. In der belgischen Kammer 
hat sich Emile Vandervelde sogar geweigert, gegen ein Budget 
zu stimmen, in dem die Kosten für die Gendarmerie enthalten 
waren, weil, wie er erklärte, ja auch eine sozialistische Regierung 
wohl verpflichtet sein müsse, ein Korps von Gendarmen zu unter¬ 
halten, um die Menschen, die gegen das allgemeine Recht ver¬ 
stoßen, arretieren zu können. 

Es war wohl Georg Adler, der von dem anarchistischen End¬ 
ziel der Marxschen Theorie sprach* 5 ). Aber Karl Kautsky be¬ 
stritt ihm dies auf das Aeußcrste und wies darauf hin, daß Marx 
sich schon im Jahre 1850 gegen alle Forderungen einer födera¬ 
tiven Republik verwahrt und den Arbeitern angeraten habe, »auf 
die entschiedenste Zentralisation der Gewalt in die Hände der 
Staatsgewalt zu wirken« ,fl ). 

Ich habe also vollauf Recht, wenn ich Marx und seine Theorie 
für den Staatssozialismus in Anspruch nehme. Die Sozialdemo¬ 
kratie, wie sie heute ist, ist nur der logische Ausbau der marxisti¬ 
schen Basis. 

**) Georg Adler: »Geschichte des Sozialismus und Kommunismus.« 1899. 

*•) Karl Kautsky in der »Neuen Zeit«, Bd. XIII, Heft 1. 
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Gewiß, der Sozialismus ist »ein- und unteilbar«, aber wer 
wagt es, zu behaupten, daß die Sozialdemokratie die Trägerin 
des Sozialismus sei? Trotz aller ihrer Phrasen und Paraphrasen 
bei feierlichen Gelegenheiten und in wissenschaftlichen Artikeln 
ist der Sozialismus schon lange aus dem praktischen Programm 
•dieser Partei verschwunden. Nur der Name ist geblieben. Keine 
einzige Forderung des praktischen Programmes der Sozialdemo¬ 
kratie kann als spezifisch sozialistisch bezeichnet werden. 

Auch ich trete für Toleranz ein, aber diese erstreckt sich 
für mich nicht auf die Prinzipien. Die Logik und die Natur sind 
auch nicht »tolerant«. Darum seien wir nur tolerant den Ge¬ 
nossen gegenüber, aber bleiben wir intolerant, unversöhnlich — 
gegenüber den Prinzipien. 
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